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Satzung der Universität Tübingen für das hochschuleigene Auswahlverfahren in 

dem Bachelor-Studiengang Soziologie (Hauptfach und Nebenfach) 

 
Aufgrund von § 6 Abs. 2 Satz 12 Hochschulzulassungsgesetz (HZG) in der Fassung vom 
15. September 2005 (GBl. S. 629), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 17. Dezember 
2020 (GBl. S. 1204, 1229),), in Verbindung mit der Hochschulzulassungsverordnung (HZVO) 
vom 02. Dezember 2019 (GBl. S. 489), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 18. 
Juni 2021 (GBl. S. 518),  und §§ 63 Abs. 2, 29 Abs. 4 in Verbindung mit § 19 Absatz 1 Satz 2 
Nr. 10 des Landeshochschulgesetzes (LHG) vom 01. Januar 2005 (GBl. S. 1) in der Fassung 
vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Oktober 
2021 (GBl. S. 941), hat der Senat der Universität Tübingen am 09. Dezember 2021 die nach-
stehende Satzung beschlossen. 
 
 

§ 1  Anwendungsbereich 
 
Die Universität Tübingen vergibt im Bachelor-Studiengang Soziologie im Hauptfach und 
Nebenfach die gemäß § 6 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 HZG verfügbaren Studienplätze an Studien-
bewerberinnen und Studienbewerber nach dem Ergebnis eines hochschuleigenen Auswahl-
verfahrens. Die Auswahlentscheidung wird nach dem Grad der Eignung der Bewerberin oder 
des Bewerbers für den gewählten Studiengang und sich typischerweise anschließende 
Berufstätigkeiten getroffen. 
 

§ 2  Fristen 
 
Der Antrag auf Zulassung muss 
 

für das Wintersemester bis zum 15. Juli 
 
bei der Universität Tübingen, Zentrale Verwaltung, Studierendenabteilung, Wilhelmstr. 11, 
72074 Tübingen, eingegangen sein (Ausschlussfrist). Für den Nachweis der Rechtzeitigkeit 
des Zugangs ist der Eingangsstempel der Verwaltung maßgebend. 
 

§ 3  Form des Antrags 
 
(1) Der Antrag ist auf dem von der Universität vorgesehenen Formular zu stellen. 
 
(2) Dem Antrag sind in Kopie beizufügen: 
 
das Zeugnis der Allgemeinen Hochschulzugangsberechtigung (HZB), einer einschlägigen 
fachgebundenen HZB bzw. einer ausländischen HZB, die von der zuständigen staatlichen 
Stelle als gleichwertig anerkannt worden ist, in amtlich beglaubigter Abschrift oder amtlich 
beglaubigter Kopie; im Falle beruflicher oder anderer Qualifikationen sind alternativ die nach 
§ 58 Abs. 2 LHG ansonsten für die Zulassung zu dem Studiengang geforderten Nachweise 
vorzulegen; 
 
(3) Die Universität kann verlangen, dass die der Zulassungsentscheidung zugrunde liegen-
den Dokumente bei der Einschreibung im Original vorzulegen sind. 
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§ 4 Auswahlkommissionen 
 
(1) Von der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät werden zur Vorbereitung der 
Auswahlentscheidung eine oder mehrere Auswahlkommissionen bestellt. Jede Kommission 
besteht aus zwei Mitgliedern, die dem hauptberuflichen wissenschaftlichen Personal des 
Instituts für Soziologie angehören. Ein Mitglied muss der Gruppe der Professorinnen und Pro-
fessoren angehören. Die Mitglieder werden vom Fakultätsrat für die Amtszeit von zwei Jahren 
bestellt. Wiederbestellung ist möglich. 

 
(2) Vorsitzende oder Vorsitzender der Auswahlkommissionen ist die Studiendekanin oder der 
Studiendekan des zuständigen Lehrbereichs; der Vorsitz kann an eine Professorin oder einen 
Professor der Auswahlkommission delegiert werden. Sie oder er ist für die ordnungsgemäße 
Durchführung des Auswahlverfahrens zuständig und koordiniert die Ergebnisse. 

 

§ 5 Auswahlverfahren 

 
(1) Am Auswahlverfahren nimmt nur teil, wer 
 

a) sich frist- und formgerecht um einen Studienplatz beworben hat und 
 
b) nicht im Rahmen einer vorweg abzuziehenden Quote am Vergabeverfahren teilnimmt. 
 
(2) Die Auswahlkommissionen treffen unter den eingegangenen Bewerbungen eine Auswahl 
aufgrund der in den §§ 6 und 7 genannten Auswahlkriterien und erstellen gemäß § 8 eine 
Rangliste. Die Entscheidung über die Auswahl trifft die Rektorin oder der Rektor aufgrund einer 
Empfehlung der oder des Vorsitzenden der Auswahlkommissionen. 
 
(3) Die Zulassung ist zu versagen, wenn die Unterlagen nach § 3 Abs. 2 nicht fristgerecht 
oder nicht vollständig vorgelegt wurden. 
 

(4) Im Übrigen bleiben die allgemein für das Zulassungsverfahren geltenden Bestimmungen 
in der Zulassungs- und Immatrikulationssatzung der Universität Tübingen unberührt. 

 

§ 6 Auswahlkriterien 
 
(1) Die Auswahl erfolgt aufgrund einer gemäß § 8 zu bildenden Rangliste nach den in Absatz 
2 und 3 genannten Kriterien. 
 
(2) Die Auswahl wird nach folgenden Kriterien getroffen: 

a) Durchschnittsnote der HZB, die gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 a) in Punkten berechnet 
wird 

b) Schriftliche Abhandlung (Essay) 

 
(3) Die Gewichtung der Kriterien nach Absatz 2 erfolgt im Verhältnis 60 zu 40. 
 

§ 7 Schriftliche Abhandlung (Essay) 
 
(1) Die Auswahl wird auf der Grundlage von Leistungserhebungen in schriftlicher Form einer 
schriftlichen Abhandlung (Essay) zu Fähigkeiten und Fertigkeiten für den Studiengang getrof-
fen. Nicht geprüft werden fachspezifische Kenntnisse, die Gegenstand der Abiturprüfung oder 
einer anderen Prüfung sind, welche die Hochschulreife vermittelt. 
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(2) Die schriftliche Abhandlung wird mit dem Bewerbungsantrag bis zum Bewerbungsschluss 
bei der Universität Tübingen über das Bewerbungsportal Alma elektronisch eingereicht. Eine 
Nachreichung der angeforderten schriftlichen Abhandlung ist bis zum Ende der Bewerbungs-
frist möglich. Das Thema der Abhandlung wird rechtzeitig bekanntgegeben. 
 
(3) Die schriftliche Abhandlung darf eine Länge von 1500 Wörtern nicht überschreiten. Die 
Anzahl der Wörter ist am Ende der Abhandlung anzugeben. Die maximal erreichbare Punkt-
zahl der schriftlichen Abhandlung beträgt 30 Punkte. 
 

(4) Macht eine Bewerberin oder ein Bewerber durch ein ärztliche Zeugnis glaubhaft, dass sie 
oder er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
ist, die schriftliche Abhandlung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, hat 
die Auswahlkommission der Bewerberin oder dem Bewerber zu gestatten, eine gleichwertige 
Leistung in einer anderen Form zu erbringen. 
 
(5) Die schriftliche Abhandlung wird mit 0 Punkten bewertet, wenn die Bewerberin oder der 
Bewerber die maximale Wortanzahl von 1500 Wörtern überschreitet. 
 

(6) Die Bewerberin oder der Bewerber versichert, dass sie oder er die schriftliche Abhandlung 
eigenständig verfasst hat und alle verwendeten Hilfsmittel angegeben hat. 
 

(7) Die schriftliche Abhandlung wird mit 0 Punkten bewertet, wenn die Bewerberin oder der 
Bewerber die Abhandlung in Gänze oder in Teilen nicht selbst verfasst und/oder nicht ange-
gebene Hilfsmittel verwendet hat. 

 

§ 8 Erstellung der Rangliste für die Auswahlentscheidung 
 
(1) Die Auswahl erfolgt nach einer Punktzahl, die nach der Maßgabe der schulischen Leis-
tungen und des Ergebnisses des Essay in den folgenden Schritten bestimmt wird: 

 

a) Die Summe der im Abiturzeugnis erreichten Punkte wird durch 28 bzw.30 (max. 30 
Punkte) geteilt. Die sich ergebende Zahl wird auf eine Stelle hinter dem Komma berech-
net. Es wird nicht gerundet. 

 

b) Ausländische Noten sind nach den Richtlinien der KMK in deutsche Noten umzurech-
nen. Ist Deutsch nicht Landessprache, tritt anstelle des im Fach Deutsch erzielten 
Ergebnisses das in der Landessprache erzielte Ergebnis; in diesem Fall kann Deutsch 
als Fremdsprache gewertet werden. 

 
c) Ergebnis des Essays. 
 

(2) Die Punktzahl nach Abs. 1 a) und b) und die Punktzahl nach Abs. 1 c) werden addiert 
(max. 60 Punkte). Dabei werden schulische Leistungen mit 0,6 und das Ergebnis des Essays 
mit 0,4 gewichtet. 
 
(3) Die sich ergebende Zahl wird auf eine Dezimalstelle hinter dem Komma berechnet und 
nicht gerundet. Auf der Grundlage der so ermittelten Punktzahl wird unter allen Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern eine Rangliste erstellt. 
 
(4) Bei Ranggleichheit gilt § 6 Abs. 2 Sätze 8 und 9 HZG. 
 

 

) bei älteren Abiturzeugnissen mit einer maximal zu erreichenden Punktzahl von 900 Punkten wird durch 30 geteilt, bei neueren 
Abiturzeugnissen mit einer maximal zu erreichenden Punktzahl vom 840 Punkten wird durch 28 geteilt. 
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§ 9  Abschluss des Auswahlverfahrens 
 
Das Auswahlverfahren wird durch einen Bescheid über die Zulassung abgeschlossen. Den 
Bescheid erteilt die Zentrale Verwaltung, Studierendenabteilung. Im Zulassungsbescheid kann 
eine Frist bestimmt werden, innerhalb derer die oder der Zugelassene verbindlich zu erklären 
hat, ob sie oder er den Studienplatz annimmt. Liegt die Erklärung der Zentralen Verwaltung 
der Universität nicht fristgerecht vor, so wird der Zulassungsbescheid unwirksam. Auf diese 
Rechtsfolge ist in dem Bescheid hinzuweisen. 

 

§ 10  In-Kraft-Treten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft.  
 
Die Satzung vom 10.06.2021 (Amtliche Bekanntmachungen Nr. 16/2021, S. 452) tritt zugleich 
außer Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 09.12.2021  
 
 
 
 

Professor Dr. Bernd Engler 
Rektor 
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Siebte Satzung zur Änderung der Satzung der Universität Tübingen über die 

Zulassung von Bewerbern zu einem höheren Fachsemester  

 
Aufgrund von § 63 Abs. 2 und § 19 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 Landeshochschulgesetz (LHG) vom 
1. Januar 2005 (GBl. S.1) in der Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Oktober 2021 (GBl. S. 941), in Verbindung mit § 7 Hoch-
schulzulassungsgesetz (HZG) vom 15. September 2005 (GBl. S. 629), zuletzt geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1204, 1229), und mit § 32 Hochschul-
zulassungsverordnung (HZVO) vom 02. Dezember 2019 (GBl. S. 489), zuletzt geändert durch 
die Verordnung vom 18. Juni 2021 (GBl. S. 518), hat der Senat der Universität Tübingen am 
09. Dezember 2021 die nachstehende Änderungssatzung beschlossen. 

Die Satzung der Universität Tübingen über die Zulassung von Bewerbern zu einem höheren 
Fachsemester vom 28.06.2010 (Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen Nr. 
9/2010, S. 247 ff.), zuletzt geändert durch die Sechste Änderungssatzung vom 10.04.2017 
(Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen Nr. 3/2017, S. 62), wird nachfolgend 
geändert. 
 
 
 

Artikel 1 
 
§ 6  Regelungen für den Studiengang Medizin wird wie folgt neu gefasst:  

(1) Für Bewerbende für ein höheres Fachsemester im Studiengang Medizin, Staatsexamen, 
wird die Auswahl nach bisher erbrachten Studienleistungen für das jeweilige Fachsemester 
wie folgt getroffen:  

1.  Vorklinische Semester  

Jede eingereichte und anerkennungsfähige Studienleistung des vorklinischen Studienab-
schnitts wird mit einer Punktzahl gemäß nachfolgendem Schema bewertet. Die Summe der 
Einzelbewertungen ergibt die für die Rangfolge maßgebliche Gesamtpunktzahl. 

Leistungsnachweis                Punkte 

• Praktikum der Physik für Mediziner        5 

• Praktikum der Chemie für Mediziner        5 

• Praktikum der Biologie für Mediziner        5 

• Praktikum der Physiologie         3 

• Praktikum der Biochemie/Molekularbiologie       3 

• Kursus der makroskopischen Anatomie       5 

• Kursus der mikroskopischen Anatomie       5 

• Kursus der Medizinischen Psychologie und Medizinischen Soziologie   1 

• Seminar Physiologie          2 

• Seminar Biochemie/Molekularbiologie       2 

• Seminar Anatomie          2 

• Seminar der Medizinischen Psychologie und Medizinischen Soziologie   1 

• Praktikum zur Einführung in die Klinische Medizin (mit Patientenvorstellung) 1 

• Praktikum der Berufsfelderkundung        1 

• Praktikum der medizinischen Terminologie       1 

2.  Erstes klinisches Fachsemester:  
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Es wird nach der Gesamtnote des Ersten Abschnitts der Ärztlichen Prüfung ausgewählt.  

3.  Zweites bis sechstes klinisches Fachsemester:  

Zugelassen werden Studierende, die Leistungsnachweise in folgenden Fächern nachweisen:  

• Einzelleistungsnachweis Pathologie  

• Einzelleistungsnachweis Pharmakologie, Toxikologie  

• Einzelleistungsnachweis Hygiene, Mikrobiologie, Virologie  

• Querschnittsbereich Bildgebende Verfahren, Strahlenschutz, Strahlentherapie  

Die Auswahl der Bewerbenden erfolgt in erster Linie auf Grund dieser geforderten Leistungs-
nachweise. 

(2) Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 

(3) Zulassungen von Bewerbenden zum PJ: Vorlage der PJ Berechtigung. Es wird auf 
Grundlage der Durchschnittsnote aus der Vorlage der universitären Leistungsnachweise 
entsprechend der Vorgabe der ÄApprO gerankt. 
 

Artikel 2 
 
§ 7  Regelungen für den Studiengang Zahnmedizin wird wie folgt neu gefasst:  

(1) Regelungen für Studierende, die ihr Studium der Zahnmedizin an der Universität 
Tübingen nach den Regelungen der am 30.09.2020 geltenden Fassung der Approba-
tionsordnung für Zahnärzte (ZÄPrO) fortsetzen 

a)  Zulassungsvoraussetzungen 

Aufgrund der Umstrukturierung des Curriculums der Zahnmedizin nach der seit 01.10.2020 
geltenden Fassung der ZApprO können Bewerber, die noch nach der am 30.09.2020 gelten-
den Fassung der ZÄPrO studieren, nur eingeschränkt berücksichtigt werden.  

Für diese Bewerber, die vor dem 1. Oktober 2021 ihr Studium der Zahnmedizin begonnen 
haben und das Studium nach der ZÄPrO in der am 30. September 2020 geltenden Fassung 
fortsetzen, ist die Aufnahme in ein höheres Fachsemester nur nach Erfüllung der nachstehend 
aufgeführten Voraussetzungen zulässig: 

 Zwingende Voraussetzungen für die Zulassung im 
jeweiligen Fachsemester 

2. Fachsemester Nachweis der erfolgreichen Teilnahme am 
· Kursus der Technischen Propädeutik (TPK) 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum WiSe 2021/2022 möglich 

3. Fachsemester Voraussetzungen des 2. Fachsemesters und Nachweise der 
erfolgreichen Teilnahme am 
· Chemisches Praktikum für Zahnmediziner 
· Physikalisches Praktikum für Zahnmediziner  
· Kurs Medizinische Terminologie (für Studierende ohne 
Lateinnachweis) 
sowie die bestandene naturwissenschaftliche Vorprüfung (NVP) 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum SoSe 2022 möglich 

4. Fachsemester Voraussetzungen des 3. Fachsemesters und Nachweis der 
erfolgreichen Teilnahme am 
· Phantomkurs der Zahnersatzkunde l 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum WiSe 2022/2023 möglich 
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5. Fachsemester Voraussetzungen des 4. Fachsemesters und Nachweise der 
erfolgreichen Teilnahme am 
· Phantomkurs der Zahnersatzkunde II 
· Physiologisch-chemisches Praktikum 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum SoSe 2023 möglich 

6. Fachsemester Voraussetzungen des 5. Fachsemesters  
sowie die bestandene zahnärztliche Vorprüfung 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum WiSe 2023/2024 möglich 

7. Fachsemester Voraussetzungen des 6. Fachsemesters und Nachweise der 
erfolgreichen Teilnahme am/an 
· Phantomkurs der Zahnerhaltungskunde 
· Klinik und Poliklinik für ZMK-Krankheiten (Auskultant) 
· Röntgenkurs unter besonderer Berücksichtigung des 
Strahlenschutzes 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum SoSe 2024 möglich 

8. Fachsemester Voraussetzungen des 7. Fachsemesters und Nachweise der 
erfolgreichen Teilnahme am 
· Kursus und Poliklinik der Zahnerhaltungskunde I 
· Kursus der kieferorthopädischen Behandlung I 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum WiSe 2024/2025 möglich 

9. Fachsemester Voraussetzungen des 8. Fachsemesters und Nachweise der 
erfolgreichen Teilnahme am/an 
· Kursus und Poliklinik der Zahnersatzkunde I 
· Operationskurs I 
· Klinik und Poliklinik für ZMK-Krankheiten I (Praktikant) 
· Kursus der kieferorthopädischen Technik 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum SoSe 2025 möglich 

10. Fachsemester Voraussetzungen des 9. Fachsemesters und Nachweise der 
erfolgreichen Teilnahme am/an 
· Kursus und Poliklinik der Zahnersatzkunde II 
· Klinik und Poliklinik für ZMK-Krankheiten II (Praktikant) 
· Operationskurs II 
Eine Bewerbung ist letztmalig zum WiSe 2025/2026 möglich 

b)  Rangfolgenerstellung 

Studienabschnitt bis zur zahnärztlichen Vorprüfung (fünf Fachsemester) 

Jeder vorgelegte Leistungsnachweis wird mit einer Punktzahl gemäß nachfolgendem Schema 
bewertet. Die Summe der Einzelbewertungen ergibt die für die Rangfolge maßgebliche 
Gesamtpunktzahl.  
 
Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 

Leistungsnachweis                 Punkte 

• Anatomische Präparierübungen (Makroskopisch-anatomischer Kurs)  2 

• Physikalisches Praktikum für Zahnmediziner      5 

• Chemisches Praktikum für Zahnmediziner      5 

• Praktikum der Physiologie         2 

• Physiologisch-chemisches Praktikum (Praktikum der Biochemie l)   2 

• Mikroskopisch-anatomischer Kurs       2 

• Phantomkursus der Zahnersatzkunde I       5 

• Phantomkursus der Zahnersatzkunde II      5 

• Praktikum der Medizinischen Terminologie      1 
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Studienabschnitt nach der zahnärztlichen Vorprüfung (ab 6. Fachsemester) 

Jeder vorgelegte Leistungsnachweis des Studienabschnitts nach der zahnärztlichen Vorprü-
fung wird mit einer Punktzahl gemäß nachfolgendem Schema bewertet. Die Summe der 
Einzelbewertungen ergibt die für die Rangfolge maßgebliche Gesamtpunktzahl. 

Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 

Leistungsnachweis                Punkte 

• Klinik und Poliklinik für Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten (Auskultant)  10 

• Klinik und Poliklinik für Zahn- Mund- und Kieferkrankheiten I (Praktikant)  10 

• Klinik und Poliklinik für Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten II (Praktikant)  10 

• Klinik und Poliklinik für Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten III (Praktikant)  10 

• Radiologischer Kurs unter besonderer Berücksichtigung des Strahlenschutzes 10 

• Kursus der kieferorthopädischen Behandlung I       10 

• Kursus der kieferorthopädischen Technik       10 

• Kursus der kieferorthopädischen Behandlung II      10 

• Kursus und Poliklinik der Zahnersatzkunde I       10 

• Kursus und Poliklinik der Zahnersatzkunde II       10 

• Kursus und Poliklinik der Zahnerhaltungskunde I      10 

• Kursus und Poliklinik der Zahnerhaltungskunde Il      10 

• Operationskurs I           10 

• Operationskurs II           10 

• Pathologisch-histologischer Kurs für Zahnmediziner 2 

• Chirurgische Poliklinik (Auskultant) 2 

• Kursus der klinisch-chemischen und hämatologischen Untersuchungs- 
methoden 2 

• Dermatologie für Zahnmediziner (Praktikant) 2 

• Naturwissenschaftlicher Vorprüfung bzw. Zahnärztlicher Vorprüfung  jeweils 7 

c)  Die jeweils geltende Studienordnung Zahnmedizin ist zu beachten. 

(2) Regelungen für Studierende, die ihr Studium der Zahnmedizin an der Universität 
Tübingen nach den Regelungen der am 01.10.2020 geltenden Fassung der Appro-
bationsordnung für Zahnärzte und Zahnärztinnen (ZApprO) fortsetzen  

Für Bewerber, die nach dem 30. September 2021 ihr Studium der Zahnmedizin begonnen 
haben und das Studium nach der ZApprO in der am 01. Oktober 2020 geltenden Fassung 
fortsetzen, wird die Auswahl nach bisher erbrachten Studienleistungen für das jeweilige Fach-
semester wie folgt getroffen: 

a)  Vorklinischer Studienabschnitt bis zum Ersten Abschnitt der Zahnärztlichen 
Prüfung (vier Fachsemester) 

Zweites bis viertes Fachsemester 

Jeder vorgelegte Leistungsnachweis des vorklinischen Studienabschnitts wird mit einer Punkt-
zahl gemäß nachfolgendem Schema bewertet. Die Summe der Einzelbewertungen ergibt die 
für die Rangfolge maßgebliche Gesamtpunktzahl. 

Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 
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Leistungsnachweis                 Punkte: 

• Praktikum der Physik für Studierende der Zahnmedizin    5 

• Praktikum der Chemie für Studierende der Zahnmedizin    5 

• Praktikum der Physiologie        5 

• Praktikum der Biochemie und Molekularbiologie     3 

• Praktikum der makroskopischen Anatomie      5 

• Praktikum der mikroskopischen Anatomie      5 

• Praktikum der Berufsfelderkundung       3 

• Übung in Medizinischer Terminologie       1 

• Praktikum der Zahnmedizinischen Propädeutik mit Schwerpunkt Präventive  
Zahnheilkunde          5 

• Praktikum der Zahnmedizinischen Propädeutik mit Schwerpunkt Dentale  
Technologie           5 

 
Für eine Bewerbung in das vierte Fachsemester muss zusätzlich zwingend folgender Nach-
weis vorgelegt werden: 
 

• Praktikum der Zahnmedizinischen Propädeutik mit Schwerpunkt Präventive Zahnheil-

kunde 

b)  Präklinischer Studienabschnitt bis zum Zweiten Abschnitt der Zahnärztlichen 
Prüfung (zwei Fachsemester) 

Fünftes und sechstes Fachsemester 

Zugelassen werden nur Bewerber, die den Nachweis über den Ersten Abschnitt der Zahnärzt-
lichen Prüfung vorlegen. 

Jeder vorgelegte Leistungsnachweis nach dem den Ersten Abschnitt der Zahnärztlichen 
Prüfung wird mit einer Punktzahl gemäß nachfolgendem Schema bewertet. Die Summe der 
Einzelbewertungen ergibt die für die Rangfolge maßgebliche Gesamtpunktzahl.  
 
Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 
 
Leistungsnachweis                 Punkte: 

• Praktikum der Zahnerhaltungskunde am Phantom     5 

• Praktikum der zahnärztlichen Prothetik am Phantom     5 

• Praktikum der kieferorthopädischen Propädeutik und Prophylaxe   5 

• Praktikum der zahnärztlich-chirurgischen Propädeutik und der Notfallmedizin 5 

c)  Klinischer Studienabschnitt bis zum Dritten Abschnitt der Zahnärztlichen Prüfung 
(vier Fachsemester) 

Siebtes bis zehntes Fachsemester 

Zugelassen werden nur Bewerber, die den Nachweis über den Zweiten Abschnitt der Zahn-
ärztlichen Prüfung vorlegen. 
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Jeder vorgelegte Leistungsnachweis nach dem Zweiten Abschnitt der Zahnärztlichen Prüfung 
wird mit einer Punktzahl gemäß nachfolgendem Schema bewertet. Die Summe der Einzelbe-
wertungen ergibt die für die Rangfolge maßgebliche Gesamtpunktzahl.  
 
Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 
 
Leistungsnachweis                Punkte: 

• Praktikum in der Klinik oder Poliklinik für Zahn-, Mund- und  
Kieferkrankheiten I und II        jeweils 5 

• Praktikum der zahnmedizinischen Diagnostik und  
Behandlungsplanung I und II        jeweils 5 

• Praktikum der kieferorthopädischen Diagnostik und Therapie I und II  jeweils 5 

• Operationskurs I und II        jeweils 5 

• Integrierte Behandlungskurse I bis IV      jeweils 8 

• Radiologisches Praktikum mit besonderer Berücksichtigung des  
Strahlenschutzes          5 

• Pharmakologie und Toxikologie        3 

• Pathologie           3 

• Hygiene, Mikrobiologie und Virologie       3 

• Innere Medizin einschließlich Immunologie      3 

• Dermatologie und Allergologie        3 

• Berufskunde und Praxisführung        3 

• Querschnittsbereich Notfallmedizin       3 

• Querschnittsbereich Schmerzmedizin       3 

• Querschnittsbereich Medizin und Zahnmedizin des Alterns und des  
alten Menschen          3 

• Querschnittsbereich Klinische Werkstoffkunde      5 

• Querschnittsbereich Orale Medizin und systemische Aspekte    3 

• Querschnittsbereich Erkrankungen im Kopf-Hals-Bereich    3 

• Querschnittsbereich Gesundheitswissenschaften mit den Schwerpunkten  3 

Epidemiologie, Prävention, Gesundheitsförderung,  
Öffentliche Gesundheitspflege, Gesundheitsökonomie     3 

• Querschnittsbereich Ethik und Geschichte der Medizin und der Zahnmedizin  3 

• Querschnittsbereich Wissenschaftliches Arbeiten mit den Schwerpunkten 

medizinische Biometrie, medizinische Informatik, Literaturrecherche und  
-bewertung und evidenzbasierte Medizin      3 

d)  Bewerbung zum höheren Fachsemester: 
 
Bewerber, die nach dem 30. September 2021 ihr Studium der Zahnmedizin begonnen haben, 
können sich erstmalig zu den entsprechenden höheren Fachsemester wie folgt bewerben: 
 

• Zum 2. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Sommersemester 2022 möglich 

• Zum 3. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Wintersemester 2022/2023 
möglich 

• Zum 4. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Sommersemester 2023 möglich 

• Zum 5. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Wintersemester 2023/2024 
möglich 
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• Zum 6. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Sommersemester 2024 möglich 

• Zum 7. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Wintersemester 2024/2025 
möglich 

• Zum 8. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Sommersemester 2025 möglich 

• Zum 9. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Wintersemester 2025/2026 
möglich 

• Zum 10. Fachsemester ist die Bewerbung erstmalig zum Sommersemester 2026 
möglich 

e)  Die jeweils geltende Studienordnung Zahnmedizin ist zu beachten.  
 

Artikel 3 

§ 10  Verweisung auf andere Vorschriften wird wie folgt neu gefasst:  

Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Hochschulzulassungsverordnung Baden-Württem-
berg sowie der Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Universität Tübingen in der 
jeweils gültigen Fassung. 
 

Artikel 4 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 
der Universität Tübingen in Kraft. 
 
 
 
Tübingen, den 09.12.2021 
 
 
 
 

Professor Dr. Bernd Engler  
Rektor 
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Promotionsordnung der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen zur 

Erlangung der Doktorgrade Doktorin/Doktor der Medizin (Dr. med.) und Dokto-

rin/Doktor der Zahnheilkunde (Dr. med. dent.)  

 
Aufgrund von § 38 Absatz 4 Satz 1 Landeshochschulgesetz (LHG) (GBl.2005, S.1) in der 
Fassung vom 01. April 2014 (GBl. S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Oktober 2021 (GBl. S. 941), hat der Senat der Universität Tübingen in seiner Sitzung am 
09. Dezember 2021 gemäß § 19 Absatz 1 Nummer 10 LHG die nachstehende Promotionsord-
nung der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen zur Erlangung der Doktorgrade 
Doktorin/Doktor der Medizin (Dr. med.) und Doktorin/Doktor der Zahnheilkunde (Dr. med. 
dent.) beschlossen.  

Der Rektor hat seine Zustimmung am 09.12.2021 erteilt. 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis 

§ 1  Arten der Promotion und Qualifikationsziele 
§ 2  Promotionsausschuss 
§ 3  Voraussetzungen für die Promotion 
§ 4  Annahme als Doktorand oder Doktorandin 
§ 5  Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren 
§ 6  Die wissenschaftliche Abhandlung (Dissertation)  
§ 7  Entscheidung über die Zulassung 
§ 8  Bestellung der Gutachter oder Gutachterinnen 
§ 9 Begutachtung der Dissertation 
§ 10 Aussetzung zur Umarbeitung der Dissertation 
§ 11 Bewertung der Dissertation 
§ 12  Mündliche Prüfung und Bildung der Promotionsnote 
§ 13 Wiederholung der Disputation 
§ 14 Wiederholung des Promotionsverfahrens 
§15  Veröffentlichung der Dissertation 
§ 16  Aushändigung der Promotionsurkunde 
§ 17  Ehrenpromotion 
§ 18 Täuschung, Entziehung des Doktorgrades 
§ 19  Einsicht in die Promotionsakten 
§ 20 Besondere Bestimmungen für die Promotion in gemeinsamer Betreuung mit einer 

ausländischen Universität 
§ 21  Inkrafttreten und Übergangsregelungen 
 
 

§ 1  Arten der Promotion und Qualifikationsziele 

(1) Die Promotion dient dem Nachweis der Befähigung zu vertiefter wissenschaftlicher Arbeit 
und beruht auf einer selbständigen wissenschaftlichen Arbeit (Dissertation) und einer mündli-
chen Prüfung. 

(2) Die Medizinische Fakultät der Universität Tübingen verleiht aufgrund eines ordentlichen 
Promotionsverfahrens die akademischen Grade 

a. einer Doktorin / eines Doktors der Medizin (Dr. med.) 

b. einer Doktorin / eines Doktors der Zahnheilkunde (Dr. med. dent.) 
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(3) Die Verleihung der entsprechenden Doktorgrade ehrenhalber (Dr. med. h.c. und Dr. med. 
dent. h.c.) erfolgt gemäß § 17 zur Anerkennung besonderer wissenschaftlichen Leistungen im 
Fachgebiet. 

§ 2  Promotionsausschuss 

(1) Alle Entscheidungen, für die keine besondere Regelung gegeben ist, werden vom Promo-
tionsausschuss getroffen. 

(2) Der Promotionsausschuss wird vom Fakultätsrat der Medizinischen Fakultät eingesetzt. 

(3) Der Promotionsausschuss besteht aus zwölf Mitgliedern. Die Mitglieder müssen der 
Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen als Professorinnen oder Professoren, Hoch-
schuldozentinnen oder -dozenten oder Privatdozentinnen oder -dozenten angehören und sol-
len in der Regel dort hauptberuflich tätig sein. Die Amtszeit der Mitglieder entspricht der des 
Fakultätsrates. Eine Wiederwahl ist zulässig. Bei Ausscheiden eines Mitgliedes wählt der 
Fakultätsrat ein neues Mitglied. 

(4) Der Fakultätsrat überträgt einem Mitglied den Vorsitz und benennt ein Mitglied als stell-
vertretende/n Vorsitzende/n. Die laufenden Geschäfte des Promotionsausschusses führt die 
oder der Vorsitzende. 

(5) Der Promotionsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie-
der anwesend ist. Der Promotionsausschuss tagt nichtöffentlich. 

(6) Die Entscheidungen werden mit Stimmenmehrheit getroffen. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Die Beteiligten sind zur Verschwiegen-
heit verpflichtet; diese Pflicht schließt auch die Geheimhaltung der Beratungsunterlagen ein. 

(7) Die Abstimmungen erfolgen offen. Stimmenthaltungen in Sachentscheidungen sind unzu-
lässig. Wird über die Bewertung von Dissertationen entschieden, ist im Protokoll außer dem 
Abstimmungsergebnis und ggf. des Meinungs- und Abstimmungsprozesses festzuhalten, wie 
viele Mitglieder jeweils welchen Gutachten oder Einsprüchen oder Teilen von diesen gefolgt 
sind. 

(8) In Konfliktfällen bei Einzelverfahren kann der Promotionsausschuss die Ombudsperson 
der Fakultät zu Rate ziehen.  

§ 3  Voraussetzungen für die Promotion 

(1) Voraussetzung für die Annahme als Doktorandin oder Doktorand und für die Zulassung 
zum Promotionsverfahren zum Dr. med. und Dr. med. dent. ist in der Regel, unbeschadet der 
weiteren Voraussetzungen nach §§ 4 und 5 ein in Deutschland erfolgreich abgeschlossenes 
universitäres Studium der Humanmedizin oder der Zahnheilkunde (Staatsexamen).  

Die Bewerberin oder der Bewerber soll mindestens zwei Semester an der Medizinischen 
Fakultät der Universität Tübingen studiert haben oder zum Zeitpunkt der Antragstellung eine 
Anbindung an die Medizinische Fakultät Tübingen oder das Uniklinikum Tübingen, z.B. durch 
ein bestehendes Arbeitsverhältnis haben. Der Promotionsausschuss kann auf Antrag der 
Bewerberin oder des Bewerbers vor Beginn des Promotionsverfahrens in begründeten Fällen 
Ausnahmen zulassen. 

(a)  Die Annahme als Doktorandin oder Doktorand und die Eröffnung des Promotionsverfah-
rens kann bereits erfolgen, wenn das Zeugnis über den 1. Abschnitt der ärztlichen Prüfung 
oder die zahnärztliche Vorprüfung einer deutschen Universität vorgelegt wird. Eine Annahme 
als Doktorandin oder Doktorand oder Zulassung zum Promotionsverfahren wird unwirksam, 
wenn die ärztliche oder zahnärztliche Abschlussprüfung nach der Approbationsordnung end-
gültig nicht bestanden wird. 
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(b)  Studienabschlüsse in anderen Studiengängen und an ausländischen Hochschulen 
können anerkannt werden, wenn sie gleichwertig sind. Hinsichtlich der Gleichwertigkeit 
ausländischer Studienabschlüsse werden die von der Kultusministerkonferenz und der 
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen als Entscheidungshilfe 
herangezogen. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit kann die Zentralstelle für ausländisches 
Bildungswesen bzw. eine andere entsprechende Prüfstelle, die die Gleichwertigkeit feststellen 
kann, gehört werden.  

Die Bewerberin oder der Bewerber muss ausreichende deutsche oder englische Sprachkennt-
nisse (i.d.R. mindestens auf C1-Niveau) durch ein von der Fakultät anerkanntes Zertifikat 
nachweisen. Über weitere Auflagen (z.B. Ausnahmen) entscheidet der Promotionsausschuss.  

§ 4  Annahme als Doktorandin oder Doktorand 

(1) Wer die Voraussetzungen nach § 3 erfüllt und die Anfertigung einer Dissertation beab-
sichtigt, beantragt die Annahme als Doktorandin oder Doktorand. 

(2) Mit dem Antrag sind bei der Medizinischen Fakultät einzureichen: 

a. der vorläufige Arbeitstitel der geplanten Dissertation sowie eine Projektskizze zum vor-
geschlagenen Promotionsprojekt; 

b. die Angabe des Faches /Fachgebietes, in dem die Promotion erfolgen soll;  

c. die Bereitschaftserklärung einer Betreuerin oder eines Betreuers, für die wissenschaftli-
che Betreuung der Arbeit zu sorgen sowie eine schriftliche Betreuungsvereinbarung 
gemäß § 38 Abs. 5 LHG. Betreuerin oder Betreuer können nur Professorinnen oder Pro-
fessoren, Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren, Privatdozentinnen oder -dozen-
ten der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen sein, die hauptberuflich an der 
Universität Tübingen tätig und zum Zeitpunkt der Annahme noch nicht pensioniert sind.  

In Ausnahmefällen kann der Fakultätsrat auf Vorschlag des Promotionsausschusses die 
Betreuung von Dissertationen auch Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren 
sowie weiteren besonders qualifizierten promovierten Personen (z.B. Inhaber oder Inha-
berin von Emmy Noether Nachwuchsgruppen, ERC starting grants) und promovierten 
Mitgliedern der Medizinischen Fakultät, die an der Mathematisch-Naturwissenschaftli-
chen Fakultät Tübingen das Promotionsbetreuungsrecht innehaben, übertragen. Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer von Hochschulen der angewandten Wissenschaf-
ten können auf Antrag und nach Zustimmung von Promotionsausschuss und Fakultäts-
rat durch Beschluss des Senats nach der Satzung der Universität (veröffentlicht in den 
Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2019, Nr. 2, S. 100) assoziiert 
werden und in Einzelfällen und zeitlich begrenzt Dissertationen betreuen.  

Extern tätige, an der MFT habilitierte Professorinnen und Professoren oder Privatdozen-
tinnen und Privatdozenten, Seniorprofessorinnen und Seniorprofessoren, Honorarpro-
fessorinnen und Honorarprofessoren,  assoziierte Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer, besonders qualifizierte promovierte Personen, denen die Promotionsbetreuung 
übertragen wurde, können die Betreuung von Promotionsverfahren nur gemeinsam mit 
einer weiteren Betreuerin oder einem weiteren Betreuer übernehmen, die bzw. der 
hauptberuflich an der Medizinischen Fakultät Tübingen tätig ist. 

d. Neben der Betreuerin oder dem Betreuer wird jede Promotion durch eine wissenschaft-
liche Begleitperson unterstützt. Die Aufgabe dieser wissenschaftlichen Begleitperson 
besteht darin, bereits beim Antrag auf Annahme eine Stellungnahme zum Konzept der 
Promotion zur Vorlage bei der Fakultät abzugeben und später in der Regel als zweite 
Gutachterin oder zweiter Gutachter zu wirken. Die wissenschaftliche Begleitperson soll 
in der Regel an der Medizinischen Fakultät habilitiert sein. Sie soll in dem Thema der 
Doktorarbeit fachkundig sein, aber nicht in einem Abhängigkeitsverhältnis zur Betreuerin 
oder zum Betreuer der Promotion stehen. Vorschläge für mögliche, von der Betreuerin 
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oder dem Betreuer unabhängige „wissenschaftliche Begleitpersonen“ sollen von der 
Betreuerin oder dem Betreuer eingereicht werden. Die Entscheidung liegt beim Promo-
tionsausschuss.  

e. Ärztinnen und Ärzte und Studierende, die sich an einem Forschungsvorhaben betei-
ligen, bei dem in die psychische oder körperliche Integrität eines Menschen einge-
griffen wird oder Körpermaterialien oder Daten verwendet werden, die sich einem 
bestimmten Menschen zuordnen lassen, müssen sicherstellen, dass vor der Durch-
führung des Forschungsvorhabens eine Beratung  durch die Ethikkommission erfolgt 
(vgl. Berufsordnung LÄK BaWü, § 15). Es gilt die Satzung für die Ethikkommission an 
der Medizinischen Fakultät und am Universitätsklinikum der Eberhard Karls Universität 
Tübingen in der jeweils gültigen und in den Amtlichen Bekanntmachungen der Universi-
tät Tübingen veröffentlichten Fassung. Änderungen des Forschungsvorhabens sind der 
Ethikkommission ebenfalls bekanntzugeben; 

f. Wenn Tierversuche geplant sind, muss eine Tierversuchsgenehmigung vorgelegt wer-
den. 

g. eine Erklärung, dass an keiner anderen Hochschule die Annahme als Doktorandin oder 
Doktorand oder die Eröffnung eines Promotionsverfahrens beantragt wurde; 

h. der Nachweis der Voraussetzungen nach § 3; 

i. ein aktueller Lebenslauf 

j. eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Veranstaltung der Medizinischen 
Fakultät Tübingen zur Guten Wissenschaftlichen Praxis für Promotionssuchende 

(3) eine Einverständniserklärung, vor Einreichung der Dissertation eine Plagiatsprüfung nach 
den Regeln der Fakultät durchführen zu lassen 

(4) Scheidet eine Betreuerin oder ein Betreuer bei Pensionierung oder durch Weggang an 
eine andere Universität aus der Fakultät aus, so kann im Einvernehmen zwischen Betreuerin 
bzw. Betreuer und Kandidatin bzw. Kandidat das Betreuungsverhältnis bis zum Abschluss der 
Promotion fortbestehen. Wenn die Betreuung durch die Betreuerin oder den Betreuer nicht 
fortgeführt werden kann (z.B. die zeitliche Befristung des Dienstverhältnisses der Betreuerin 
oder des Betreuers endet), so soll auf Antrag der Bewerberin oder des Bewerbers dieser oder 
diesem eine andere Betreuerin oder ein anderer Betreuer vermittelt werden, sofern eine fach-
lich passende Betreuerin oder ein fachlich passender Betreuer vorhanden ist und diese oder 
dieser nach ihrer oder seiner persönlichen und wissenschaftlichen Einschätzung und Bewer-
tung bereit ist, mit der Bewerberin oder dem Bewerber ein Doktorandenverhältnis zu begrün-
den und eine schriftliche Promotionsvereinbarung gemäß Absatz 2 Ziffer c abzuschließen. 

(5) Kommt eine Dissertation nicht zustande, so kann das Verfahren im gegenseitigen Einver-
nehmen (Doktorandin oder Doktorand und Betreuerin oder Betreuer) abgebrochen werden. 
Dies ist der Dekanin oder dem Dekan schriftlich mit Unterschrift der Doktorandin oder des 
Doktoranden und der Betreuerin oder des Betreuers mitzuteilen. 

(6) Unabhängig von Absatz 4 und 5 hat die Betreuerin oder der Betreuer das Recht, das 
Betreuungsverhältnis aus plausiblen Gründen einseitig zu lösen, insbesondere wenn sich trotz 
hinreichender Einarbeitung und Begleitung die mangelnde Befähigung der Kandidatin oder 
des Kandidaten erweist und ein erfolgreicher Abschluss der Promotion in angemessener Zeit 
nicht mehr prognostiziert werden kann, oder wenn das Vertrauensverhältnis beeinträchtigt 
wurde oder wenn die Kandidatin oder der Kandidat eigenmächtig das Thema wechselt.  

(7) Die Annahme als Doktorandin oder Doktorand wird für drei Jahre ausgesprochen. Eine 
Verlängerung dieser Frist kann mit Begründung von Doktorandin oder Doktorand und Betreu-
erin oder Betreuer beantragt werden. 
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(8) Die Annahme als Doktorandin oder Doktorand kann widerrufen werden, wenn der Antrag 
auf Zulassung zum Promotionsverfahren gemäß § 5 nicht in angemessener Zeit, in der Regel 
innerhalb von sechs Jahren, gestellt wird oder wenn wissenschaftliches Fehlverhalten festge-
stellt wurde oder wenn im Fall von § 4 Absatz 2 lit. c nach entsprechender Anfrage seitens des 
Promotionsausschusses/der Dekanin bzw. des Dekans ein zur Betreuung fachlich kompeten-
tes Mitglied an der Medizinischen Fakultät nicht zur Verfügung steht oder sich zur Betreuung 
nicht bereit erklärt. 

(9) Die Annahme als Doktorandin oder Doktorand wird abgelehnt, wenn die Voraussetzungen 
nach § 3 nicht erfüllt sind, das in Aussicht genommene Thema für eine Dissertation offensicht-
lich ungeeignet ist, oder keine geeignete Betreuerin oder kein geeigneter Betreuer an der 
Fakultät zur Verfügung steht. Über die Annahme entscheidet die Dekanin oder der Dekan. In 
Zweifelsfällen führt sie oder er eine Entscheidung des Promotionsausschusses herbei. Bei 
Ablehnung ergeht ein schriftlicher Bescheid, der mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen ist. Die Annahme wird ebenfalls abgelehnt, wenn ein Versagungsgrund nach § 7 
Ziffer 5 bis 7 vorliegt. Die erforderlichen Nachweise und Erklärungen sind von der Kandidatin 
oder vom Kandidaten schriftlich abzugeben. 

(10) Personen, die als Doktorandin oder Doktorand angenommen worden sind, werden nach 
§ 60 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b LHG auf Antrag immatrikuliert; dies gilt nicht für angenom-
mene Doktorandinnen und Doktoranden, die an der Hochschule hauptberuflich tätig sind, 
wenn diese zuvor schriftlich gegenüber dem Rektorat erklärt haben, dass sie nicht immatriku-
liert werden wollen. 

§ 5  Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren 

(1) Der Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren ist schriftlich an die Dekanin oder 
den Dekan zu richten. Hierbei sind der Titel der Dissertation und die Betreuerin oder der 
Betreuer anzugeben.  

(2) Dem Antrag sind beizufügen: 

a. die Dissertation (§ 6) in drei vollständigen Exemplaren; 

b. die Dissertation in elektronischer Form in einem gängigen Dateiformat (z.B. PDF) 

c. Nachweise über Voraussetzungen nach § 3; 

d. eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Veranstaltung zur Guten Wissenschaft-
lichen Praxis für Promovierende nach den jeweils aktuell beschlossenen Empfehlungen 
des Promotionsausschusses; 

e. die Bestätigung über die erfolgte Dokumentation der durchgeführten Arbeiten und statt-
gefundener Betreuungsgespräche 

f. eine in die Dissertation eingebundene, datierte und von der oder dem Promovierenden 
unterschriebene Erklärung zum Eigenanteil zum in der Dissertation dargestellten Inhalt 
nach den aktuellen Vorgaben des Promotionsausschusses; 

g. folgende Erklärungen auf dem Antrag: 

• eine Erklärung, dass die vorgelegte Dissertation selbst verfasst und keine anderen als 
die ausdrücklich bezeichneten Quellen und Hilfsmittel benutzt und wörtlich oder inhaltlich 
übernommene Stellen als solche gekennzeichnet wurden; 

• eine Erklärung, dass die Arbeit bisher weder im In- noch im Ausland in gleicher oder 
ähnlicher Form in einem anderen Promotionsverfahren vorgelegt wurde; 

• eine Erklärung, ob bei einer anderen Hochschule ein Promotionsverfahren oder entspre-
chendes Prüfungsverfahren beantragt wurde und dessen Ausgang; 
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• eine schriftliche Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, dass kein Strafverfahren 
in Bezug auf wissenschaftliches Fehlverhalten gegen ihn oder sie läuft; 

• eine Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, dass ihm oder ihr bekannt ist, dass 
falsche oder unvollständige Angaben zur Folge haben können, dass die Fakultät ein 
Verfahren zur Entziehung eines eventuell verliehenen akademischen Titels einleiten 
wird; 

• eine Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers, dass ihr oder ihm die Gelegenheit 
zum vorliegenden Promotionsverfahren nicht kommerziell vermittelt wurde. Die Bewer-
berin oder der Bewerber hat insbesondere zu erklären, dass sie oder er keine Organisa-
tion eingeschaltet hat, die gegen Entgelt Betreuerinnen oder Betreuer für die Anfertigung 
von Dissertationen sucht oder die für sie oder ihn die ihr oder ihm obliegenden Pflichten 
hinsichtlich der Prüfungsleistungen ganz oder teilweise erledigt. Die Bewerberin oder der 
Bewerber bestätigt des Weiteren, dass ihr oder ihm die Rechtsfolge der Inanspruch-
nahme einer gewerblichen Promotionsvermittlerin oder eines gewerblichen Promotions-
vermittlers und die Rechtsfolge bei Unwahrhaftigkeiten in dieser Erklärung (Ausschluss 
der Annahme als Doktorandin oder Doktorand, Ausschluss der Zulassung zum Promo-
tionsverfahren, Abbruch des Promotionsverfahrens und Rücknahme des erlangten Gra-
des wegen Täuschung gemäß § 18) bekannt sind; eine Erklärung über wissenschafts-
bezogene strafrechtliche Verurteilungen, Disziplinarmaßnahmen und anhängige Diszip-
linarverfahren, soweit die Auskunftspflicht nicht durch § 53 des Bundeszentralregister-
gesetzes ausgeschlossen ist, 

• sofern wissenschaftsbezogene strafrechtliche Verurteilungen vorliegen, ein polizeiliches 
Führungszeugnis, das nicht älter als sechs Monate ist. 

h. eine von Betreuer/in und Doktorand/ìn unterschriebene Erklärung über die Unbedenk-
lichkeit der Ergebnisse der durchgeführten Plagiatsprüfung 

i. ein tabellarischer Lebenslauf mit Angaben über die bisherige wissenschaftliche Ausbil-
dung und/oder Tätigkeit einschließlich abgelegter Prüfungen und erworbener akademi-
scher Grade; 

j. ein Nachweis über die erfolgte Beratung durch die Ethikkommission der Universität 
Tübingen, sofern die Voraussetzungen von § 4 Abs. 2d vorliegen; 

k. sofern Tierversuche durchgeführt wurden, eine Erklärung, dass die Richtlinien der gülti-
gen Tierschutzgesetzgebung (genehmigter Tierversuchsantrag) eingehalten wurden; 

l. eine von der Betreuerin oder dem Betreuer durch Unterschrift genehmigte Zusammen-
fassung der Dissertation. 

§ 6  Die wissenschaftliche Abhandlung (Dissertation) 

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber muss sich durch eine als Manuskript vorgelegte 
wissenschaftliche Abhandlung (Dissertation) darüber ausweisen, dass sie oder er imstande 
ist, selbständig wissenschaftlich zu arbeiten. Sie oder er muss in der Dissertation eigene 
Forschungsergebnisse in angemessener Form und in angemessenem Umfang darlegen. 

(2) In Ausnahmefällen können für eine Promotion zum Dr. med. oder Dr. med. dent. auf 
Antrag in die Dissertation auch in der Regel mehrere selbständig verfasste Veröffentlichungen 
und zur Veröffentlichung angenommene Manuskripte einbezogen werden. In allen Fällen 
muss eine auf das Thema ausgerichtete schlüssige Gesamtkonzeption vorliegen. Diese 
Gesamtkonzeption ist in einem einleitenden Abschnitt, der wissenschaftlichen Fragestellung 
und in einem zusammenfassenden Schlussabschnitt deutlich zu machen. Die Einhaltung der 
Urheberrechte liegen in der Verantwortung der Doktorandin oder des Doktoranden, der/dem 
insoweit die Dokumentation der selbständigen Abfassung und der Urheberrechte gegenüber 
dem Promotionsausschuss obliegt; im Falle der Ko-Autorschaft sind Erklärungen der anderen 
Ko-Autorinnen bzw. Ko-Autoren bei zu bringen. Sind Teile der Dissertation Teil einer oder 
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mehrerer Gemeinschaftsarbeiten, so muss die Bewerberin oder der Bewerber ihre oder seine 
Beiträge in eigener Verantwortung selbständig abgefasst haben. Ihre oder seine individuelle 
Leistung muss klar erkennbar sein, und ihre oder seine Beiträge müssen dem Gehalt und dem 
Umfang nach den Anforderungen nach Abs. 1 entsprechen. In einer Erklärung zum Eigenanteil 
muss die Bewerberin oder der Bewerber den Rahmen der gemeinschaftlichen Arbeit umrei-
ßen, die Namen der Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter und deren Anteil an dem Gesamtprojekt 
angeben, die Bedeutung ihrer oder seiner eigenen Beiträge für die Gemeinschaftsarbeit dar-
stellen und eine Erklärung der Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter hierzu vorlegen, soweit diese 
erreichbar sind . 

(3) Die wissenschaftliche Abhandlung (Dissertation) ist in deutscher oder englischer Sprache 
einzureichen. Im Fall der Einreichung einer Dissertation in englischer Sprache ist eine Zusam-
menfassung in deutscher Sprache beizufügen. 

(4) Die Dissertation ist eine Eigenleistung und als solche von der Doktorandin oder vom 
Doktoranden alleine zu erbringen. Die Bearbeitung des gleichen Forschungsgegenstandes 
unter unterschiedlichen Fragestellungen ist jedoch zulässig. 

§ 7  Entscheidung über die Zulassung 

(1) Über die Zulassung zum Promotionsverfahren entscheidet die Dekanin oder der Dekan 
oder In Zweifelsfällen führt sie oder er eine Entscheidung des Promotionsausschusses herbei. 

(2) Die Zulassung ist zu versagen, wenn  

1. die in §§ 3 und 4 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind; 

2. die in § 5 genannten Unterlagen unvollständig sind und nach Aufforderung nicht fristge-
recht ergänzt werden; 

3. die vorgelegte Dissertation die Vorgaben nach § 6 offensichtlich nicht erfüllt; 

4. das Fachgebiet der Dissertation nicht in der Fakultät vertreten ist; 

5. die Bewerberin oder der Bewerber im Studien- oder Promotionsfach bereits einen 
Doktorgrad oder einen entsprechenden Grad erworben hat oder sich in einem Verfahren 
zur Erlangung eines solchen Grades befindet oder die Bewerberin oder der Bewerber 
den Doktorgrad mit einer anderen Klassifikation oder derselben Klassifikation (den sie 
oder er bereits einmal an einer anderen Fakultät dieser oder einer anderen Universität 
erworben hat) anstrebt und nicht einen Abschluss in einem weiteren Studiengang gemäß 
§ 3 nachweisen kann. 

6. von der Bewerberin oder dem Bewerber die vorgelegte Dissertation in einem Promo-
tionsverfahren oder einem entsprechenden Verfahren im Promotionsfach oder in einem 
entsprechenden Fach oder Fachgebiet oder einer anderen Fakultät oder an einer ande-
ren in- oder ausländischen Universität bereits mit oder ohne Erfolg eingereicht worden 
ist; 

7. wenn schon mehr als ein Promotionsverfahren im Promotionsfach oder in einem ent-
sprechenden Fach oder Fachgebiet an dieser oder einer anderen Universität erfolglos 
beendet worden ist oder  

8. die Bewerberin oder der Bewerber in dem Fach, in dem er promovieren möchte, bereits 
erfolgreich habilitiert wurde. 

Die Zulassung ist zu versagen, wenn bei der Bewerberin oder dem Bewerber Voraus-
setzungen vorliegen, die die Entziehung des Doktorgrades rechtfertigen würden. 

(3) Die Zulassung kann als Zulassung zur Wiederholung des Verfahrens ausgesprochen wer-
den, wenn höchstens ein Promotionsverfahren oder ein entsprechendes Verfahren im Promo-
tionsfach oder in einem entsprechenden Fach oder Fachgebiet erfolglos beendet worden ist. 
Dabei ist eine neue Dissertation einzureichen. 
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(4) Die Entscheidung über den Antrag wird der Bewerberin oder dem Bewerber unverzüglich 
– bei Ablehnung unter Angabe von Gründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen 
– schriftlich mitgeteilt. 

§ 8  Bestellung der Gutachterinnen oder Gutachter 

Die Dekanin oder der Dekan bestimmt für die Beurteilung der wissenschaftlichen Abhandlung 
zwei Gutachterinnen oder Gutachter, die Professorinnen oder Professoren, Juniorprofesso-
rinnen oder Juniorprofessoren, Hochschuldozentinnen oder -dozenten Privatdozentinnen oder 
–dozenten oder Honorarprofessorinnen oder Honorarprofessoren sein müssen. Als erste Gut-
achterin oder erster Gutachter ist in der Regel die- oder derjenige heranzuziehen, unter deren 
oder dessen Betreuung die Dissertation angefertigt wurde, sofern sie oder er Mitglied der 
Medizinischen Fakultät Tübingen ist. Es können die nach § 4 (2 c) bestellten Betreuerinnen 
oder Betreuer als Gutachterinnen oder Gutachter gewählt werden. Die Betreuerin oder der 
Betreuer kann der Dekanin oder dem Dekan eine zweite Person als Gutachterin oder Gutach-
ter vorschlagen. Die zweite Gutachterin oder der zweite Gutachter soll nicht derselben Abtei-
lung der Medizinischen Fakultät angehören wie die erste Gutachterin oder der erste Gutachter. 
Mindestens eine oder einer der Gutachterinnen oder Gutachter soll habilitiert und hauptberuf-
lich an der Medizinischen Fakultät der Universität Tübingen beschäftigt sein. 

§ 9 Begutachtung der Dissertation 

(1) Die Gutachterinnen oder Gutachter haben in der Regel innerhalb von zwei Monaten ein 
schriftliches Gutachten vorzulegen. Bei einem Überschreiten der Frist kann die Dekanin oder 
der Dekan, unbeschadet sonstiger Maßnahmen, eine andere Person als Gutachterin oder Gut-
achter bestellen.  

(2) Die Gutachterinnen oder Gutachter schlagen die Annahme oder die Ablehnung der Dis-
sertation oder ihre Rückgabe zur Umarbeitung (§ 10) vor. Die Gutachten müssen enthalten 
(siehe Anlage 2): 

1. eine kritische Würdigung des Inhalts, 

2. eine begründete Empfehlung für die Annahme oder die Ablehnung der Dissertation, 

3. im Falle der Empfehlung der Annahme einen Vorschlag für eine der folgenden Noten: 

 ausgezeichnet (summa cum laude)  = 0 

 sehr gut (magna cum laude)   = 1 

 gut (cum laude)    = 2 

 genügend (rite)    = 3 

Die Note „ausgezeichnet“ = „summa cum laude“ = 0 kann um 0,3 abgewertet werden.  

Die Note „sehr gut“ = „magna cum laude“ = 1 kann um jeweils 0,3 auf- oder abgewertet werden.  

Die Note „gut“ = „cum laude“ = 2 kann um jeweils 0,3 auf- oder abgewertet werden. 

Die Note „genügend“ = „rite“ = 3 kann durch ein Pluszeichen um 0,3 aufgewertet werden. 

Die Vergabe der Prädikatsnote „summa cum laude“ erfolgt auf der Basis besonders hoher, 
von der Fakultät beschlossener Anforderungskriterien.  

4. Wird die Ablehnung der Dissertation empfohlen, lautet die Note: nicht genügend (insuf-
ficienter) = 4. 

(3) Im Fall von Bewertungsvorschlägen mit „summa cum laude“ gilt folgendes: Liegen die 
beiden Gutachten vor und ergeben im Mittel einen Bewertungsvorschlag von kleiner oder 
gleich 0,5, ist der Kreis der Gutachterinnen oder Gutachter von der Dekanin oder dem Dekan 
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auf drei zu erweitern. Eine oder einer dieser Gutachterinnen oder Gutachter muss einer ande-
ren Universität angehören.  

(4) Liegen die Gutachten vor und unterscheiden sie sich im Notenvorschlag um mehr als ein-
einhalb Noten oder hinsichtlich der Empfehlung der Annahme oder der Ablehnung der Disser-
tation, kann der Promotionsausschuss beschließen, entweder eine weitere Gutachterin oder 
einen weiteren Gutachter zu bestellen oder nach § 11 Absatz 6 weiter verfahren. 

§ 10 Aussetzung zur Umarbeitung der Dissertation  

Auf Vorschlag einer Gutachterin oder eines Gutachters und mit Zustimmung der Bewerberin 
oder des Bewerbers kann die Dekanin oder der Dekan die Dissertation zur Umarbeitung 
innerhalb einer angemessenen Frist zurückgeben. Wird die Dissertation wieder vorgelegt, ist 
sie in der nunmehr vorliegenden Fassung Gegenstand des erneuten Verfahrens nach § 9. Die 
nach § 8 erfolgte Bestellung der Gutachterinnen oder der Gutachter bleibt aufrechterhalten, 
wenn keine andere Entscheidung getroffen wird. Hält die Bewerberin oder der Bewerber die 
Frist nicht ein oder lehnt sie oder er jegliche Überarbeitung ab, wird das Verfahren mit der 
Dissertation in der eingereichten Fassung fortgesetzt, es sei denn, sie oder er hat die Über-
schreitung der Frist nicht zu vertreten. Eine Rückgabe zur Umarbeitung ist in der Regel nur 
einmal möglich.  

§ 11 Bewertung der Dissertation 

(1) Liegen die endgültigen Gutachten vor, so teilt die Dekanin oder der Dekan dies in der 
Regel in elektronischer Form unverzüglich allen Mitgliedern des Promotionsausschusses 
sowie allen hauptberuflich an der Fakultät tätigen Hochschullehrerinnen oder Hochschulleh-
rern (§ 44 Abs. 1 Nr.1 LHG) mit. Die Mitteilung muss den Titel der Dissertation und den Namen 
der Verfasserin oder des Verfassers, die Namen der Gutachterinnen oder der Gutachter und 
die von ihnen vorgeschlagene Bewertung sowie den Anfang und das Ende der Auslagefrist 
enthalten.  

(2) Die Dissertation wird zusammen mit den Gutachten im Dekanat zur Einsichtnahme durch 
die Mitglieder des Promotionsausschusses ausgelegt. Die Auslagefrist beträgt 2 Wochen.  

(3) Die stimmberechtigten Mitglieder des Promotionsausschusses sowie alle hauptberuflich 
an der Fakultät tätigen Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer (§ 44 Abs. 1 Nr.1 LHG) 
haben innerhalb der Auslagefrist das Recht, gegen die Bewertungsvorschläge der Gutachte-
rinnen oder Gutachter einen schriftlich begründeten Einspruch einzulegen oder eine Ausspra-
che zu verlangen. Sie haben ferner das Recht, die Rückgabe der Dissertation zur Umarbeitung 
vorzuschlagen; in diesem Fall wird entsprechend § 10 verfahren.  

(4) Kommen die Gutachterinnen oder Gutachter zum selben Ergebnis und wird kein Ein-
spruch erhoben und keine Aussprache verlangt, so gilt der Vorschlag der Gutachterinnen oder 
Gutachter als Ergebnis der Bewertung der Dissertation.  

Schlagen alle Gutachterinnen oder Gutachter die Annahme der Dissertation vor und liegen die 
Notenvorschläge nicht mehr als eineinhalb Noten auseinander, so wird, wenn kein Einspruch 
erhoben und keine Aussprache verlangt wird, aus den abgegebenen Notenvorschlägen der 
Durchschnitt gebildet. Dabei wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksich-
tigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Liegt das Ergebnis exakt zwischen 
zwei Noten, so wird auf die bessere Note abgerundet.  

(5) Wenn Einspruch nach Abs. 3 erhoben wird, hat die Bewerberin oder der Bewerber das 
Recht zur Einsicht in die Gutachten, Einsprüche und Stellungnahmen sowie das Recht zur 
eigenen Stellungnahme. Er oder sie kann verlangen, dass seine oder ihre Stellungnahme den 
Mitgliedern des Promotionsausschusses vor der Beschlussfassung mitgeteilt wird. 
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(6) Kommt keine Entscheidung nach Abs. 4 zustande, entscheidet der Promotionsausschuss 
über die Bewertung der Dissertation; er kann beschließen, vor einer Entscheidung weitere 
Gutachten einzuholen. Die Entscheidung wird in dem Fall, dass in einem Gutachten oder in 
einem Einspruch die Ablehnung der Dissertation vorgeschlagen wird, zunächst hinsichtlich der 
Annahme der Dissertation durch Mehrheitsbeschluss getroffen. Wird die Annahme der Disser-
tation beschlossen, folgt die Beschlussfassung über die Note. Die Entscheidung über die Note 
wird dadurch herbeigeführt, dass jedes in der betreffenden Sitzung anwesende Mitglied des 
Promotionsausschusses für eine Note oder eine Notenstufe gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 3 votiert. 
Aus den abgegebenen Voten wird der Durchschnitt gebildet; dabei wird nur die erste Stelle 
hinter dem Komma berücksichtigt, alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 
Liegt das Ergebnis exakt zwischen zwei Noten, so wird auf die bessere Note abgerundet. 

(7) Wird die Annahme der Dissertation abgelehnt, ist das Promotionsverfahren beendet. Die 
Dekanin oder der Dekan erteilt der Bewerberin oder dem Bewerber einen begründeten, mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid.  

(8) Alle Gutachten und gegebenenfalls Einsprüche und Stellungnahmen der Bewerberin oder 
des Bewerbers kommen zu den Akten der Fakultät.  

§ 12  Mündliche Prüfung und Bildung der Promotionsnote 

(1)  Die mündliche Prüfung findet in Form einer Disputation statt, in der die Bewerberin oder 
der Bewerber den wesentlichen Inhalt ihrer oder seiner Dissertation vorträgt und diese in einer 
anschließenden Diskussion mit den Mitgliedern der Prüfungskommission verteidigt. Sie oder 
er hat über die Methode und die Ergebnisse ihrer oder seiner Arbeit, den Stellenwert des 
Themas der Dissertation und über angrenzende Fragen aus dem Promotionsfach in wissen-
schaftlich fundierter Weise Rede und Antwort zu stehen und sich mit grundsätzlichen Einwen-
dungen der Mitglieder der Prüfungskommission auseinanderzusetzen. Spätestens zwei 
Wochen vor der Disputation ist der Bewerberin oder dem Bewerber Gelegenheit zur Einsicht 
in die Gutachten und Einsprüche zu geben. Die Bewerberin oder der Bewerber entscheidet in 
Absprache mit den Prüferinnen oder Prüfern, ob die Disputation in deutscher oder englischer 
Sprache stattfinden soll.  

(2)  Ist die Dissertation angenommen, bestellt die Dekanin oder der Dekan zwei Prüferinnen 
oder Prüfer, die die Prüfungskommission bilden, und bestimmt eine oder einen von ihnen zu 
der oder dem Vorsitzenden der Kommission. Die Prüferinnen oder Prüfer werden aus dem in 
§ 8 (1) genannten Personenkreis bestellt. In der Regel sollen die Gutachterinnen oder Gutach-
ter zu Prüferinnen oder Prüfern bestellt werden. Mindestens eine Prüferin oder ein Prüfer soll 
der Fakultät angehören und hier hauptberuflich tätig sein.  

(3) Die oder der Vorsitzende der Prüfungskommission bestimmt im Benehmen mit der zwei-
ten Prüferin oder dem zweiten Prüfer und der Kandidatin oder dem Kandidaten den Termin für 
die Disputation. Diese soll in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach Annahme der 
Dissertation stattfinden. Erscheint die Bewerberin oder der Bewerber nicht zum festgesetzten 
Termin, so gilt die Prüfung als nicht bestanden. Bei unverschuldetem Versäumnis wird ein 
neuer Termin bestimmt.  

(4) Die Disputation wird von der oder dem Vorsitzenden der Prüfungskommission geleitet. 
Der Vortrag der Bewerberin oder des Bewerbers soll etwa eine halbe Stunde dauern, die 
anschließende Diskussion höchstens eine halbe Stunde. Über den Verlauf der mündlichen 
Prüfung und die Festsetzung der Note wird ein Protokoll angefertigt.  

(5) Die Disputation ist nach Maßgabe der vorhandenen Plätze öffentlich. Die Teilnahme 
erstreckt sich nicht auf die Beratung und auf die Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses. Nur 
die in § 12 (3) bestellten Prüferinnen oder Prüfer dürfen der Bewerberin oder dem Bewerber 
in der Diskussion Fragen stellen. Aus wichtigen Gründen sind Zuhörerinnen oder Zuhörer 
auszuschließen. In besonderen Fällen ist auf Antrag eine web-basierte Prüfung nach den 
Vorgaben der Fakultät möglich. 
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(6)  Im Anschluss an die Disputation treten die Prüferinnen oder Prüfer zu einer nichtöffentli-
chen Beratung zusammen und entscheiden über die Bewertung der Prüfungsleistungen. Jede 
Prüferin oder jeder Prüfer gibt für die mündliche Prüfung die Note bestanden oder nicht 
bestanden. Die Prüfung ist nur dann bestanden, wenn jede Prüferin oder jeder Prüfer die Note 
bestanden gibt. 

Ist die mündliche Prüfung bestanden, entspricht die Promotionsnote der Note der Dissertation, 
wenn nicht § 12 (8) zutrifft. Die Promotionsnote lautet: 

bei einem Durchschnitt bis 0,5: summa cum laude (ausgezeichnet), 

bei einem Durchschnitt ab 0,6 bis 1,5: magna cum laude (sehr gut), 

bei einem Durchschnitt ab 1,6 bis 2,5: cum laude (gut), 

bei einem Durchschnitt ab 2,6 bis 3,5: rite (genügend). 

(7)  Im Fall der Prüfung auf die Note summa cum laude wird eine zusätzliche Person als Prü-
ferin oder Prüfer nach § 12 (2) bestellt. Die Prüfung wird benotet, indem jede Prüferin oder 
jeder Prüfer eine der in § 9 Abs. 2 aufgeführten Noten oder die Note 4 (nicht genügend) gibt. 
Weichen die Noten voneinander ab, so wird aus den abgegebenen Voten der Durchschnitt 
gebildet. Wird zweimal die Note „insufficienter“ vergeben, gilt die Prüfung als nicht bestanden. 
Sie kann nach § 13 wiederholt werden. Nach erfolgreichem Abschluss der mündlichen Prüfung 
stellt die oder der Vorsitzende die Gesamtnote fest. Diese ergibt sich aus der doppelt gewich-
teten Note für die Dissertation und der einfach gewichteten Note für die mündliche Prüfung. 
Die Gesamtnote „summa cum laude“ (ausgezeichnet) wird nur dann vergeben, wenn  

1. das arithmetische Mittel der Bewertungsvorschläge der schriftlichen Promotionsleistung 
kleiner oder gleich 0,5 ist 

2. die Bewertung der Disputation mindestens die Note 0,5 ergibt, wobei keine der mündli-
chen Einzelnoten schlechter als „magna cum laude“ (1,3) lauten darf.  

(8)  Im Anschluss an die erfolgte Bewertung wird diese der Bewerberin oder dem Bewerber 
mitgeteilt. Ist die Prüfung nicht bestanden, so erteilt die Dekanin oder der Dekan der Bewer-
berin oder der Bewerber einen begründeten, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen 
Bescheid, in dem auch auf die Möglichkeit der Wiederholung der mündlichen Prüfung hinge-
wiesen wird. 

(9)  Die Dekanin oder der Dekan stellt der Bewerberin oder dem Bewerber auf Wunsch eine 
Bescheinigung darüber aus, dass und mit welchem Ergebnis das Prüfungsverfahren erfolg-
reich abgeschlossen wurde. In der Bescheinigung ist zu vermerken, dass sie nicht das Recht 
verleiht, den Doktorgrad zu führen.  

§ 13 Wiederholung der Disputation 

(1) Wird die mündliche Prüfung nicht bestanden, so kann sie einmal wiederholt werden. Die 
Bewerberin oder der Bewerber kann sich spätestens nach Ablauf von zwölf Monaten zur 
Wiederholungsprüfung melden. Die Dekanin oder der Dekan kann diese Frist in besonders 
gelagerten Fällen verlängern. Die Prüfung wird gemäß § 12 durchgeführt. 

(2) Wird die Wiederholungsprüfung nicht bestanden, ist das Promotionsverfahren beendet. 
Die Dekanin oder der Dekan erteilt der Bewerberin oder dem Bewerber einen begründeten, 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid.  

§ 14 Wiederholung des Promotionsverfahrens 

Ist das Promotionsverfahren einer Bewerberin oder eines Bewerbers erfolglos beendet, so 
wird diese oder dieser auf Antrag noch einmal zu einem Promotionsverfahren zugelassen, 
wenn nicht der Promotionsausschuss aufgrund der bisher erbrachten Leistungen feststellt, 
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dass die Bewerberin oder der Bewerber zu selbständiger wissenschaftlicher Arbeit nicht fähig 
ist. Dabei ist eine neue Dissertation einzureichen.  

§ 15  Veröffentlichung der Dissertation 

(1) Nach Annahme der Dissertation als Promotionsleistung muss die Bewerberin oder der 
Bewerber der Fakultät die Dissertation gemäß folgender Regelung veröffentlichen.  

Die Pflicht zur Veröffentlichung und Verbreitung der Dissertation wird in der Regel über die 
Ablieferung einer elektronischen Version, deren Datenformat und deren Datenträger den 
Vorgaben der Universitätsbibliothek der Universität Tübingen entsprechen, erfüllt. 

Zusätzlich müssen 2 Exemplare, die auf Papier ausgedruckt sein müssen, abgeliefert werden. 
Die Bewerberin oder der Bewerber hat zu versichern, dass die elektronische Version den 
gedruckten Exemplaren entspricht.  

Bei der elektronischen Veröffentlichung räumt die Doktorandin oder der Doktorand der Univer-
sität Tübingen das nicht ausschließliche Recht ein, im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben der 
Universitätsbibliothek weitere Kopien von ihrer oder seiner Dissertation herzustellen und zu 
verbreiten. Außerdem räumt sie oder er das nicht ausschließliche Recht ein, die Dissertation 
in Datennetzen zur Verfügung zu stellen; vorher hat die Universität Tübingen die Doktorandin 
oder den Doktoranden schriftlich darüber zu belehren, dass die Einräumung dieses Rechts 
eine spätere anderweitige Publikation der Dissertation verhindern oder erschweren kann. 

In besonderen Fällen kann eine andere Art der Veröffentlichung gestattet werden. Die 
Entscheidung hierüber trifft der Promotionsausschuss. 

(2) Vor Beginn der Drucklegung hat die Bewerberin oder der Bewerber der oder dem Vorsit-
zenden des Dekanats eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob und gegebenenfalls inwieweit 
die Druckfassung von der mit dem Zulassungsantrag eingereichten Fassung abweicht. 
Weichen die beiden Fassungen voneinander ab, so muss die erste Gutachterin oder der erste 
Gutachter, oder bei dessen Verhinderung die andere Gutachterin oder der andere Gutachter, 
die Änderungen genehmigen. Die Änderungen sind zu genehmigen, wenn die Abweichungen 
wesentlich sind. Die Bewerberin oder der Bewerber kann bei ablehnenden Entscheidungen 
den Promotionsausschuss anrufen. 

(3) Die Pflichtexemplare müssen innerhalb von 12 Monaten nach Druckfreigabe durch das 
Dekanat abgeliefert werden. Vor Ablauf der Frist kann ein begründeter Antrag auf Verlänge-
rung bei der Dekanin oder dem Dekan gestellt werden. Liefert die Bewerberin oder der Bewer-
ber die Pflichtexemplare innerhalb der Frist nicht ab, so erlöschen alle Rechte, die sie oder er 
bisher durch das Promotionsverfahren erworben hat. 

(4) Die Pflichtexemplare nach Abs. 1 sind mit einem besonderen Titelblatt zu versehen, das 
in der Regel folgenden Wortlaut hat: 

Name der Klinik / des Instituts (Stand zum Zeitpunkt der Disputation) 

Name der Abteilung (und ggfs. der Sektion) (Stand zum Zeitpunkt der Disputation) 

„ … Thema der Arbeit …“ 

Inaugural-Dissertation zur Erlangung des Doktorgrades der Medizin /  
der Zahnheilkunde/ der Humanwissenschaften 

der Medizinischen Fakultät der Eberhard Karls Universität zu Tübingen 

Vorgelegt von: 

Name, Vorname 

-Promotionsjahr- 
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Auf der Rückseite des Titelblatts ist zu drucken: 

Dekanin/Dekan:  

1. Gutachterin/Gutachter: 

2. Gutachterin/Gutachter: 

(ggf. 3. Gutachterin/Gutachter:) 

Tag der Disputation: 

Das Titelblatt ist vor dem Druck der Arbeit der Leiterin oder dem Leiter der Universi-
tätseinrichtung, an der die Dissertation angefertigt wurde, zur Genehmigung vorzulegen. 

§ 16  Aushändigung der Promotionsurkunde 

(1) Nach Erfüllung aller Promotionsleistungen und der Abgabe der Pflichtexemplare der Dis-
sertation wird die Promotionsurkunde ausgestellt. Sie enthält den Titel, die nach § 12 gebildete 
Promotionsnote und wird datiert auf den Tag der Abgabe der Pflichtexemplare. Sie ist mit dem 
Siegel der Universität versehen und wird von der Rektorin oder dem Rektor der Universität 
und von der Dekanin oder dem Dekan unterzeichnet. 

(2) Mit Aushändigung der Promotionsurkunde ist die Promotion vollzogen und das Recht zum 
Führen des Doktorgrades erworben. 

(3) Die Urkunde kann, wenn mindestens 50 Jahre seit der Ausstellung verstrichen sind, mit 
entsprechend abgeändertem Wortlaut erneuert werden. 

§ 17  Ehrenpromotion 

(1) Der Fakultätsrat kann für besondere wissenschaftliche Leistungen auf Antrag einer oder 
eines hauptberuflich an der Universität tätigen Professorin oder Professors, Hochschuldozen-
tin oder -dozenten oder Privatdozentin oder -dozenten der Medizinischen Fakultät den Grad 
einer Doktorin oder eines Doktors der Medizin oder der Zahnheilkunde oder der Doktorin oder 
des Doktors ehrenhalber (Dr.med.h.c. oder Dr.med.dent.h.c.) verleihen. 

(2) Die Ehrenpromotion sollte nur vergeben werden für herausragende Verdienste, 

- in der medizinischen Wissenschaft, 

- in der Lehre und Ausbildung, 

- in der ärztlichen Praxis oder 

- im Gesundheitswesen. 

(3) Die Ehrenpromotion muss schriftlich bei der Dekanin oder dem Dekan beantragt werden. 
Der Antrag muss einen Lebenslauf, ein Verzeichnis der wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
der oder des zu Ehrenden, eine eingehende Begründung und einen Textentwurf für die 
Urkunde der Ehrenpromotion enthalten. 

Die Antragstellerin oder der Antragsteller sollte ausführlich erläutern, in wie weit die oder der 
zu Ehrende eines der unter (2) aufgeführten Kriterien erfüllt. In der Begründung sollte die 
Antragstellerin oder der Antragsteller offenlegen, ob und wenn ja, welches persönliche Ver-
hältnis zwischen ihr oder ihm zu der oder dem zu Ehrenden besteht (z. B. freundschaftliche 
Beziehung, ehemalige Chefin oder ehemaliger Chef, wirtschaftliche Beziehungen etc.). Es 
sollte von der Antragstellerin oder dem Antragsteller geprüft und dargestellt werden, ob die 
oder der zu Ehrende bereits mit einem oder mehreren Ehrendoktoraten ausgezeichnet wurde. 
In einem solchen Fall sollten besonders strenge Maßstäbe angelegt werden. 



Amtliche Bekanntmachungen der Universität Tübingen 2021, Nr. 28, S. 692 

(4) Der Antrag wird dann der Ehrenkommission der Medizinischen Fakultät vorgelegt. Legt 
die Ehrenkommission einen positiven Bericht vor, so wird dieser auf einer ordentlichen Sitzung 
des Fakultätsrates diskutiert. 

Anschließend stimmt der Fakultätsrat über den Antrag geheim ab – mit einfacher Stimmen-
mehrheit –; Stimmenthaltungen sind nicht möglich. 

Lehnt die Ehrenkommission den Antrag ab, so gilt der Antrag als abgelehnt. 

(5) Die oder der zu Ehrende wird erst nach vollständigem Abschluss des Verfahrens von der 
Ehrenpromotion unterrichtet. Die Annahme der Ehrung wird ihm von der Dekanin oder dem 
Dekan angeboten. 

(6) Die Ehrenpromotion erfolgt in einer feierlichen Fakultätsveranstaltung durch die Überrei-
chung der hierfür angefertigten Urkunde, in welcher die Verdienste der oder des zu Ehrenden 
hervorzuheben sind. 

Die Promotionsurkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan und von der Rektorin oder dem 
Rektor der Universität unterzeichnet. 

§ 18 Täuschung, Entziehung des Doktorgrades 

(1)  Unbeschadet der Regelungen in § 4 Absatz 3 und § 7 Absatz 2 Nummer 1 kann die 
Annahme als Doktorandin oder als Doktorand oder die Zulassung zur Promotion abgelehnt 
werden, wenn Angaben in den geforderten Unterlagen und Nachweisen sich als unwahr 
erweisen und geeignet sind, die Betreuerin oder den Betreuer und die Mitglieder des Promo-
tionsausschusses über die wahren Sachverhalte, insbesondere die Qualifikation der Bewer-
berin oder des Bewerbers, die geforderten Studienabschlüsse oder an anderen Universitäten 
begonnene aber nicht abgeschlossene Promotionsvorhaben zu täuschen.  

(2) Versucht die Bewerberin oder der Bewerber, das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen 
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die 
betreffende Prüfungsleistung mit „nicht genügend“ (4,0) bewertet bzw. abgelehnt. Die 
Entscheidung trifft der Promotionsausschuss. In schwerwiegenden Fällen eines Täuschungs-
versuchs kann er eine Wiederholung der schriftlichen und/oder der mündlichen Prüfung 
ausschließen.  

(3) Ergibt sich nach der Bekanntgabe der Bewertung von Promotionsleistungen gegenüber 
der Bewerberin oder dem Bewerber, dass diese oder dieser bei der Erbringung der Leistungen 
getäuscht hat, dass wesentliche Voraussetzungen für die Promotion irrigerweise als gegeben 
angenommen worden sind oder dass andere Rechtsverstöße vorliegen, so können die betref-
fenden Entscheidungen unter den Voraussetzungen von § 48 Landesverwaltungsverfahrens-
gesetz zurückgenommen werden. Wenn die Promotionsurkunde bereits ausgehändigt wurde, 
wird sie in diesem Fall zurückgefordert. Der Doktorgrad kann außerdem aufgrund der einschlä-
gigen gesetzlichen Bestimmungen entzogen werden (vgl. zum aktuellen Wortlaut von § 36 
Absatz 7 LHG den Klammerzusatz bei § 7 Absatz 2 Nummer 4; die Fälle des § 48 LVwVfG 
beziehen sich auf die Rücknahme einer rechtswidrigen Promotion wie z.B. Plagiate als Fall 
der Täuschung oder Täuschung über die Promotionsvoraussetzungen etwa das Vorliegen 
eines der Promotionsordnung entsprechenden grundständigen Abschlusses. Spätere gravie-
rende Verstöße gegen die Grundsätze guter wissenschaftlicher Praxis und wissenschaftlicher 
Redlichkeit sind ein weiterer Entziehungsgrund.). 

Ist die Rechtswidrigkeit der Promotion nach Anhörung der oder des Betroffenen zweifelsfrei 
festgestellt und ist der Doktorgrad mit bestandskräftigem Bescheid der Fakultät entzogen, so 
behält sich die Universität im Interesse eines funktionsfähigen Wissenschaftsbetriebs vor, die 
Fachöffentlichkeit (Bibliotheken, Hochschulen, Fachvereinigungen, Fachzeitschriften) darüber 
zu informieren. Dies umfasst auch die Befugnis zur Kenntlichmachung des Entzugs eines 
Doktorgrades in Online-Bibliothekskatalogen. 
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§ 19  Einsicht in die Promotionsakten 

(1) Die Bewerberin oder der Bewerber hat das Recht, nach Abschluss des Promotionsverfah-
rens innerhalb eines Jahres die betreffenden Prüfungsakten einzusehen. 

(2) Die Einsicht wird auf schriftlichen Antrag gewährt. Der Antrag ist an die Dekanin oder den 
Dekan zu richten, der oder die Ort und Zeit der Einsichtnahme bestimmt. 

§ 20 Besondere Bestimmungen für die Promotion in gemeinsamer Betreuung mit einer 
ausländischen Universität 

(1) Promotionsverfahren können in gemeinsamer Betreuung mit einer ausländischen Univer-
sität durchgeführt werden, wenn mit der ausländischen Universität eine Vereinbarung getroffen 
wurde, der der Promotionsausschuss zugestimmt hat. Es gelten die Regelungen dieser Pro-
motionsordnung, soweit im Folgenden nichts Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber wird von je einer akademischen Lehrerin oder einem 
akademischen Lehrer der beiden beteiligten Universitäten betreut. Die Betreuerin oder der 
Betreuer aus der ausländischen Universität wird im Tübinger Promotionsverfahren als Zweit-
gutachterin oder Zweitgutachter bestellt, bei deren oder dessen Verhinderung ein anderes, 
von der ausländischen Universität vorgeschlagenes Mitglied dieser Universität. In der nach 
Abs. 1 abzuschließenden Vereinbarung ist sicherzustellen, dass die Tübinger Betreuerin oder 
der Tübinger Betreuer der Dissertation oder ersatzweise ein anderes Mitglied der Medizini-
schen Fakultät am Promotionsverfahren der ausländischen Universität teilnimmt. 

(3) Findet eine gleichwertige mündliche Prüfung an der ausländischen Universität unter Mit-
wirkung der Tübinger Betreuerin oder des Tübinger Betreuers oder eines ersatzweise bestell-
ten Mitglieds der Universität Tübingen statt, so kann hierdurch die mündliche Promotionsleis-
tung dieser Promotionsordnung ersetzt werden. In diesem Fall wird keine Gesamtnote gebil-
det. Näheres regelt die mit der ausländischen Universität abzuschließende Vereinbarung. 

(4) Wird eine mündliche Prüfung nach dieser Promotionsordnung durchgeführt, so können 
Professorinnen oder Professoren der ausländischen Universität als Prüferinnen oder Prüfer 
bestellt werden. Näheres regelt die abzuschließende Vereinbarung. 

(5) Der Doktorgrad und der entsprechende ausländische Grad können von beiden Universi-
täten gemeinsam verliehen werden. Werden über die Verleihung der Grade zwei getrennte 
Urkunden ausgestellt, enthalten diese den Hinweis darauf, dass es sich um eine Promotion in 
gemeinsamer Betreuung handelt. In allen Fällen ist zu vermerken, dass die Promovierte oder 
der Promovierte das Recht hat, den Doktorgrad entweder in der deutschen oder in der 
ausländischen Form zu führen und dass in Klammern die Namen der beiden Universitäten, die 
das Promotionsverfahren betreut haben, hinzugefügt werden können.  

Über die Bewertung der Promotionsleistungen werden von beiden Universitäten immer 
getrennte Zeugnisse ausgestellt. 

§ 21  Inkrafttreten und Übergangsregelungen 

(1) Diese Promotionsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Universität Tübingen am 01.02.2022 in Kraft.  
 
 

Tübingen, den 09.12.2021 
 
 
 

Professor Dr. Bernd Engler  
Rektor 
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Geschäftsordnung des Universitätsrats der Eberhard Karls Universität Tübingen 

in der vom Universitätsrat am 07.12.2021 verabschiedeten Fassung 

 

Aufgrund von §§ 20, 10 Abs. 8, 8 Abs. 5, Landeshochschulgesetz (LHG) vom 01. April 2014 
(GBI. 2014, S.99) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. 
S. 1204) und §§ 1, 4 der Grundordnung der Universität vom 13.12.2018 gibt sich der Univer-
sitätsrat die nachstehende Geschäftsordnung: 
 
 

§ 1  Bezeichnung 

Der Aufsichtsrat der Eberhard Karls Universität Tübingen nach § 20 Landeshochschulgesetz 
(LHG) trägt die Bezeichnung „Universitätsrat“. 
 

§ 2  Vorsitz und Stellvertretung 

(1) Die Mitglieder des Universitätsrats wählen eine Vorsitzende bzw. einen Vorsitzenden aus 
dem Kreis der externen Mitglieder sowie aus dem Kreis aller Mitglieder eine stellvertretende 
Vorsitzende bzw. einen stellvertretenden Vorsitzenden. Das an Lebensjahren älteste Mitglied 
des Universitätsrats leitet diese Wahl. Steht dieses selbst zur Wahl, geht die Wahlleitung auf 
den / die Nächstsälteste/n über. 

(2) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird eine solche Mehr-
heit auch im zweiten Wahlgang nicht erreicht, so findet ein dritter Wahlgang statt, bei mehreren 
Bewerbern als Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern, die im zweiten Wahlgang die meis-
ten Stimmen erhalten haben; in diesem dritten Wahlgang entscheidet die einfache Stimmen-
mehrheit.  

(3) Die Vorsitzenden werden durch eine Geschäftsstelle unterstützt. § 20 Abs. 10 LHG bleibt 
unberührt. 

(4)  Zu Äußerungen in der Öffentlichkeit in Bezug auf die Tätigkeit des Universitätsrates ist 
ausschließlich die oder der Vorsitzende befugt. 
 

§ 3  Einladungen zu den Sitzungen 

(1) Die bzw. der Vorsitzende beruft den Universitätsrat schriftlich unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung ein. Gleichzeitig werden die Mitglieder des Rektorats und eine Vertreterin oder 
ein Vertreter des Wissenschaftsministeriums sowie die Gleichstellungsbeauftragte eingela-
den. Die Einladungen sowie die zur Beratung erforderlichen Unterlagen sollen spätestens zwei 
Wochen vor dem Sitzungstermin versendet oder anderweitig zur Verfügung gestellt werden. 
Die elektronische Übermittlung gilt ebenfalls als Schriftform im Sinne dieser Satzung. 

(2) Der Universitätsrat ist mindestens dreimal im Studienjahr einzuberufen und immer dann, 
wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder dies verlangt. 

(3) Die Tätigkeit als Mitglied im Universitätsrat ist ehrenamtlich. Die externen Universitätsrats-
mitglieder erhalten eine angemessene Aufwandsentschädigung zuzüglich nachgewiesener 
Reisekosten nach den allgemeinen Vorgaben des Reisekostenrechts. 
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§ 4  Tagesordnung 

(1) Anträge und die zur Beratung erforderlichen Unterlagen müssen schriftlich oder per Email 
mindestens drei Wochen vor der Sitzung bei der Geschäftsstelle eingehen, einen konkreten 
Beschlussantrag und eine Begründung enthalten. 

(2) Jedes Mitglied des Universitätsrats sowie die in § 18 LHG genannten Teilnehmer ohne 
Stimmrecht können verlangen, dass ein von ihnen bezeichneter Gegenstand auf die Tages-
ordnung gesetzt wird.  

(3) Änderungen oder Ergänzungen der Tagesordnung zu Beginn der Sitzung bedürfen der 
Zustimmung der Mehrheit der anwesenden Mitglieder. 

(4) Unter dem Punkt „Verschiedenes“ können nur Gegenstände einfacher Art, für die eine 
Vorbereitung der Mitglieder nicht erforderlich ist, behandelt werden  
 

§ 5  Verhandlungsleitung und Beschlussfassung 

(1) Die oder der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung. Sind die Vorsitzende 
bzw. der Vorsitzender und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter verhindert, leitet das an 
Lebensjahren älteste Mitglied die Sitzung. 

(2) Der Universitätsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwe-
send sind. Die Beschlussunfähigkeit muss ausdrücklich festgestellt werden. 

(3) Der Universitätsrat sowie die oder der Vorsitzende können Sachverständige zu einzelnen 
Beratungsgegenständen zuziehen.  

(4) Die oder der Vorsitzende formuliert Gegenstand und Reihenfolge der Abstimmung und 
stellt anschließend das Ergebnis fest. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. 
Stimmenthaltungen zählen bei der Ermittlung der Mehrheit nicht mit. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(5)  In der Regel wird offen abgestimmt. Eine geheime Abstimmung findet nur statt, sofern 
dies von einem Mitglied beantragt und der Antrag mehrheitlich angenommen wurde. 

(6)  Beschlüsse über Personalangelegenheiten erfolgen grundsätzlich in geheimer Abstim-
mung.  
 

§ 6  Antrags- und Rederecht  

(1) Antragsrecht haben die Mitglieder des Universitätsrats und die Mitglieder des Rektorats. 

(2) Gehört ein Antrag nicht zu einem Punkt der Tagesordnung oder nicht zum Aufgaben-
bereich des Universitätsrats, so hat die oder der Vorsitzende den Antrag zurückzuweisen. 

(3) Rederecht haben neben den in Abs.1 Genannten die Gleichstellungsbeauftragte, die 
Vertreterin oder der Vertreter des Wissenschaftsministeriums und Personen, die als Sachver-
ständige gemäß § 5 Abs.3 zugezogen worden sind. 
 

§ 7  Umlaufverfahren, Eilentscheidungen 

(1) Der Universitätsrat berät und beschließt in der Regel in einer ordnungsgemäß einberufe-
nen Sitzung. Er kann auch im Wege des schriftlichen Verfahrens (Umlaufverfahren) beschlie-
ßen. In diesem Fall gilt ein Antrag als gebilligt, wenn nicht innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nach Absendung die Zustimmung verweigert wird; § 5 Abs. 4 gilt entsprechend. 
Beschlüsse im Umlaufverfahren sind unzulässig, wenn drei Mitglieder innerhalb der in Satz 3 
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genannten Frist dem schriftlichen Verfahren gegenüber der oder dem Vorsitzenden schriftlich 
widersprechen.  

(2) In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung nicht bis zu einer Sitzung des Univer-
sitätsrats aufgeschoben oder im schriftlichen Verfahren entschieden werden kann, entscheidet 
die oder der Vorsitzende des Universitätsrats an dessen Stelle. Die Gründe für Form und Inhalt 
der Entscheidung sind den Mitgliedern des Universitätsrats unverzüglich, spätestens aber in 
der nächsten Sitzung mitzuteilen.  

(3) Die Sitzungen zur Beratung und Beschlussfassung können darüber hinaus nach Entschei-
dung der oder des Vorsitzenden bei Bedarf ohne physische Präsenz am Sitzungsort in elek-
tronischer Kommunikation stattfinden sowie Beschlüsse in elektronischer Kommunikation 
gefasst werden. Elektronische Kommunikation in diesem Sinne bedeutet Kommunikation unter 
Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologien, sofern dafür die techni-
schen, personellen und räumlichen Voraussetzungen unter Beachtung des Datenschutzes 
vorliegen. Auch Zuschaltungen einzelner Teilnehmerinnen oder Teilnehmer in elektronischer 
Kommunikation zu Sitzungen mit physischer Präsenz sind in begründeten Fällen im Einver-
nehmen aller Teilnehmerinnen und Teilnehmer möglich. Allgemein und speziell für Videokon-
ferenzen und Telefonkonferenzen gelten diese Bestimmungen unter den Voraussetzungen 
und nach Maßgabe des § 14 dieser Satzung. 

(4) Für Drittmittel und sonstige Einnahmen, die das Rektorat direkt oder indirekt (bspw. durch 
MitarbeiterInnen der ZV oder dem Rektorat direkt unterstellten Einrichtungen) einwirbt, wird 
die Annahme durch den Universitätsrat geprüft und erklärt. Einschlägige Regelungen hinsicht-
lich der Drittmittelannahme, insbesondere die „Verwaltungsvorschrift des Wissenschaftsminis-
teriums zur Annahme und Verwendung von Mitteln Dritter zu §§ 13, 41 und 41a des Landes-
hochschulgesetzes (Drittmittelrichtlinien - DMRL)“, bleiben unberührt. 
 

§ 8  Öffentlichkeit, Verschwiegenheitspflicht 

(1) Die Sitzungen des Universitätsrats sind nicht öffentlich mit der Ausnahme der Angelegen-
heiten nach § 20 Abs.1 Satz 4 Nr. 1 LHG (Wahl der hauptamtlichen Rektoratsmitglieder) und 
Nr.11 (Erörterung des Jahresberichts des Rektors bzw. der Rektorin sowie der Bericht über 
die Erfüllung der Aufgaben des Hochschulrats) gemeinsam mit dem Senat). Der Universitäts-
rat kann in Angelegenheiten des § 20 Abs. 1 LHG die Hochschulöffentlichkeit zulassen, sofern 
dies aus seiner Mitte heraus bis zur Feststellung der Tagesordnung entsprechend beantragt 
wurde und der Universitätsrat diesem Antrag in geheimer Abstimmung einstimmig stattgege-
ben hat. Im Falle einer öffentlichen Sitzung erfolgen Entscheidungen in Personalangelegen-
heiten immer geheim.  

(2)  Sofern eine Sitzung komplett oder in Teilen öffentlich ist, soll dies im Vorfeld über ver-
schiedene Kanäle wie Aushänge, Plakate, Schwarze Bretter bzw. Infoscreens, Universitäts-
homepage, E-Mail (Universitätsverteiler) und Social-Media-Auftritte entsprechend deutlich 
gemacht werden. 

(3)  Bei Störungen kann der Universitätsrat auf entsprechenden Antrag mit der Stimmenmehr-
heit den Ausschluss der Hochschulöffentlichkeit beschließen. 

(4) Die an einer Sitzung Beteiligten sind zur Verschwiegenheit über den Verlauf und die 
Inhalte der Sitzung sowie über Personalangelegenheiten verpflichtet. Die Verschwiegenheits-
verpflichtung besteht auch nach Beendigung der Mitgliedschaft fort. 

(5)  Rektoratsmitglieder unterliegen im Rahmen einer angemessenen Berichtserstattung 
keiner Verschwiegenheitspflicht gegenüber dem Universitätsrat.  

(6)  Sitzungstermine, Tagesordnungen und wesentliche Beschlüsse werden zeitnah hoch-
schulöffentlich bekannt gegeben. 
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§ 9  Verfahren bei der Wahl des Rektors und der hauptamtlichen Vorstandsmitglieder 

Die Verfahren zur Wahl der hauptamtlichen Rektoratsmitglieder gemäß § 18 LHG und § 2 der 
GrundO bleiben unberührt. Die die Findungskommission unterstützende Geschäftsstelle ist 
die Abteilung Universitätsentwicklung und Gremien.  
 

§ 10  Bildung eines Personalausschusses 

(1) Für Entscheidungen über Leistungsbezüge nach § 38 Abs. 1 Nr.3 LBesG wird vom Vor-
sitzenden ein Personalausschuss gebildet, dem drei externe Aufsichtsratsmitglieder angehö-
ren und der vom Vorsitzenden selbst geleitet wird. Der Personalausschuss ist nach Maßgabe 
der Rechtsverordnung nach § 38 Abs. 10 LBesG iVm § 20 Abs. 9 LHG zuständig für  

1. die Festsetzung von Leistungsbezügen nach § 38 Abs. 1 Nr.3 LBesG für die Wahrneh-
mung von Funktionen im Rektorat, 

2. die Festsetzung von Leistungsbezügen § 38 Abs. 1 Nr.3 LBesGfür die Wahrnehmung 
von Funktionen im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung durch die Mitglieder der 
Dekanate. Das Rektorat unterbreitet hierzu Vorschläge; der Ausschuss ist an diese 
Vorschläge nicht gebunden.  

(2) Soweit die Medizinische Fakultät von Festsetzungen betroffen ist, sind das Dekanat und 
der Vorstand des Universitätsklinikums vorher zu hören. 
 

§ 11  Niederschrift 

(1) Über den wesentlichen Gang der Verhandlungen sind Niederschriften zu fertigen. Sie 
müssen  

• Datum und Ort der Sitzung,  

• die Namen der anwesenden und der abwesenden Mitglieder,  

• die Gegenstände der Verhandlung,  

• die Anträge nebst dem Namen der antragstellenden Person, 

• die Abstimmungs- und Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse  

enthalten. Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden, der Rektorin oder dem Rektor 
und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen. 

(2) Die Niederschrift wird in der jeweils nächsten Sitzung des Universitätsrats zur Genehmi-
gung vorgelegt.  
 

§ 12  Rechenschaftsbericht 

(1)  Der oder die Vorsitzende berichtet jährlich über die Erfüllung der Aufgaben des Universi-
tätsrats in einer gemeinsamen Sitzung mit dem Senat. 

(2)  Der Rechenschaftsbericht stellt insbesondere Informationen über die Aufgaben, Zusam-
mensetzung der Mitglieder sowie die Arbeitsweise dar und enthält insbesondere einen 
Bericht zu den einzelnen Aufgabenbereichen. 
 

§ 13  Änderung der Geschäftsordnung 

Eine Änderung der Geschäftsordnung kann mit Mehrheit der Mitglieder des Universitätsrats 
beschlossen werden. 
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§ 14 Videokonferenzen und Telefonkonferenzen 

 

(1)  Videokonferenzen und Telefonkonferenzen können in Notsituationen stattfinden. Als Not-
situationen im Sinne von Satz 1 gelten außergewöhnliche Lagen, in denen Präsenzsitzungen 
wegen Gefahren nicht möglich, verhältnismäßig oder zulässig sind, insbesondere wenn 
Gesetze oder gerichtliche oder behördliche Entscheidungen ein Zusammentreffen vor Ort 
verhindern. Die Entscheidung über die Durchführung einer Videokonferenz oder Telefonkonfe-
renz trifft die oder der jeweilige Vorsitzende. 

(2)  Soweit in diesem Paragraphen keine abweichenden Regelungen getroffen sind, gelten 
die sonstigen Verfahrensvorschriften in Satzungen und Geschäftsordnungen auch für Video-
konferenzen und Telefonkonferenzen entsprechend. 

(3)  Die Einberufung von Videokonferenzen und Telefonkonferenzen soll zusätzlich unter 
Angabe der Einwahldaten erfolgen, die Einwahldaten müssen jedoch spätestens an dem der 
Videokonferenz oder Telefonkonferenz vorausgehenden Werktag mitgeteilt werden; die 
Angabe des Ortes der Sitzung entfällt. Die Einladungen und weiteren Dokumente werden 
ausschließlich elektronisch übermittelt. Die Auswahl eines geeigneten Systems sowie eines 
geeigneten Übermittlungsformats obliegt der oder dem Vorsitzenden unter Beachtung sonsti-
ger rechtlicher Vorgaben. 

(4)  Mit erfolgreicher Herstellung der Verbindung zu dem gewählten System gilt ein Mitglied 
als anwesend. Eine Verbindung gilt als erfolgreich, wenn die oder der Vorsitzende die Identität 
des Mitglieds feststellen und sich dieses den anderen Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
mitteilen kann. 

(5)  Zusätzlich zu den weiteren Vorgaben zur Verschwiegenheit haben alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an ihrem jeweiligen Aufenthaltsort sicherzustellen, dass die Videokonferenz 
oder Telefonkonferenz nicht durch unbefugte Personen mitverfolgt werden kann. 

(6)  Bei Abstimmungen hat sich die oder der Vorsitzende durch geeignete Maßnahmen zu 
vergewissern, dass die Beschlussfähigkeit weiterhin vorliegt. Die Abstimmung hat so zu erfol-
gen, dass das Abstimmungsergebnis zweifelsfrei feststellbar ist und mehrfache Stimmabga-
ben ausgeschlossen sind; insbesondere kann die oder der Vorsitzende eine namentliche 
Einzelabstimmung·festlegen. Bei Beschlussunfähigkeit aufgrund des Abrisses von Verbindun-
gen soll die oder der Vorsitzende eine angemessene Unterbrechung der Sitzung festlegen, 
damit sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer wieder mit dem System verbinden können.  

(7)  Kann in Personalentscheidungen oder aus sonstigen rechtlichen Gründen keine offene 
Abstimmung erfolgen, ist die Beschlussfassung in einem schriftlichen oder elektronischen 
Verfahren herbeizuführen, in welchem eine geheime: Stimmabgabe gewährleistet ist; die Fest-
legung des Verfahrens obliegt der oder dem Vorsitzenden. Satz 1 gilt entsprechend für andere 
Angelegenheiten, in denen eine geheime Abstimmung beantragt wurde. Es besteht insbeson-
dere die Möglichkeit eines Verfahrens entsprechend der Briefwahl. 

(8)  Absatz 7 findet auf Wahlen in den Gremien einschließlich Kommissionen und Ausschüs-
sen entsprechende Anwendung. 

(9)  Sind Tagesordnungspunkte ausnahmsweise in öffentlicher Sitzung zu behandeln, kann 
die Beteiligung der Öffentlichkeit über geeignete elektronische Systeme zur aktuellen Wieder-
gabe der Videokonferenz oder Telefonkonferenz erfolgen. In diesem Fall ist anzukündigen, 
dass die öffentliche Sitzung in Form einer Videokonferenz oder Telefonkonferenz durchgeführt 
wird; die Ankündigung hat eine Erklärung zu enthalten, wie der öffentliche Teil der Videokon-
ferenz oder Telefonkonferenz mitverfolgt werden kann. 
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§ 15 Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in den Amtlichen Bekannt-
machungen der Universität Tübingen in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
07.12.2020 außer Kraft.  
 
 
 
Tübingen, den 07.12.2021 
 
 
 
gez. Bernhard Sibold 
- Vorsitzender - 
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VOLLZUG VON BESCHLÜSSEN DES SENATS 

 

Einrichtung einer Zentralen Einrichtung Startup Center 

 
Der Senat hat die Einrichtung einer Zentralen Einrichtung „Startup Center" gemäß § 19 Abs. 
1 Nr. 7 LHG zum 15. Januar 2022 beschlossen. 
 
 
 
Tübingen, den 10.12.2021 
 
 


